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446. Bundesgesetz: 24. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz
4 4 7 . Bundesgesetz: 18. Novelle zum Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz
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4 5 0 . Verordnung: Ausbildung zum Facharzt für nichtklinische Medizin

4 4 6 . Bundesgesetz vom 27. November 1969,
mit dem das Allgemeine Sozialversicherungs-
gesetz abgeändert wird (24. Novelle zum

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz)
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr 189/1955, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/1957,
BGBl. Nr. 294/1957, BGBl. Nr. 157/1958, BGBl.
Nr. 293/1958, BGBl. Nr. 65/1959, BGBl. Nr. 290/
1959, BGBl. Nr. 87/1960, BGBl. Nr. 168/1960,
BGBl. Nr. 294/1960, BGBl. Nr. 13/1962, BGBl.
Nr. 85/1963, BGBl. Nr. 184/1963, BGBl. Nr. 253/
1963, BGBl. Nr. 320/1963, BGBl. Nr. 301/1964,
BGBl. Nr. 81/1965, BGBl. Nr. 96/1965, BGBl.
Nr. 220/1965, BGBl. Nr. 309/1965, BGBl.
Nr. 168/1966, BGBl. Nr. 67/1967, BGBl. Nr. 201/
1967, BGBl. Nr. 6/1968, BGBl. Nr. 282/1968 und
BGBl. Nr. 17/1969, wird abgeändert wie folgt:

1. a) Im § 2 Abs. 2 haben Z. 11 und 12 zu
lauten:
„11. Krankenversicherung der Bezieher von

Überbrückungshilfe, Karenzurlaubshilfe oder
erweiterter Überbrückungshilfe nach dem
Bundesgesetz über die Gewährung von
Überbrückungshilfen an ehemalige Bundes-
bedienstete,

12. Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung
der Beihilfeempfänger nach dem Arbeits-
marktförderungsgesetz,".

Die bisherigen Z. 11 bis 13 erhalten die Bezeich-
nung Z. 13 bis 15.

b) § 2 Abs. 2 Z. 14 hat zu lauten:
„14. Pensionsversicherung der Bauern,".

2. a) § 17 Abs. 1 lit. b hat zu lauten:
„b) in den letzten zwölf Monaten vor dem

Ausscheiden mindestens sechs oder in den
letzten 36 Monaten vor dem Ausscheiden
mindestens zwölf oder in den letzten fünf

Jahren vor dem Ausscheiden jährlich min-
destens drei Versicherungsmonate in einer
oder mehreren gesetzlichen Pensionsversi-
cherungen erworben haben,".

b) § 17 Abs. 5 erster Satz hat zu lauten:

„Personen, die in einer oder mehreren der im
Abs. 1 lit. a genannten Pensions(Renten)versiche-
rungen, in der Pensionsversicherung nach dem
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetz oder in der Pensionsversicherung
nach dem Bauern-Pensionsversicherungsgesetz
120 Beitragsmonate erworben haben, können das
Recht auf Weiterversicherung jederzeit geltend
machen oder eine beendete Weiterversicherung
erneuern."

c) § 17 Abs. 8 zweiter Satz hat zu lauten:
„Soweit dabei Versicherungszeiten in der Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherung zu
berücksichtigen sind, gilt § 64 Gewerbliches
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz, soweit
dabei Versicherungszeiten in der Pensionsversi-
cherung der Bauern zu berücksichtigen sind, gilt
§ 54 Bauern-Pensionsversicherungsgesetz."

3. § 28 Z. 2 lit. b hat zu lauten:
„b) die Versicherungsvertreter in den Verwal-

tungskörpern der Land- und Forstwirt-
schaftlichen Sozialversicherungsanstalt, der
Pensionsversicherungsanstalt der Bauern,
der Landwirtschaftskrankenkassen und der
Österreichische Bauernkrankenkasse,".

4. § 31 Abs. 4 letzter Satz hat zu lauten:
„Die gemäß Abs. 3 Z. 4 aufzustellenden Richt-
linien erlangen für den Bereich der Pensionsver-
sicherung der in der gewerblichen Wirtschaft
selbständig Erwerbstätigen und für den Bereich
der Pensionsversicherung der Bauern nur mit
Zustimmung des Sektionsausschusses für die Trä-
ger der Selbständigen-Pensionsversicherungen
Wirksamkeit."
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5. § 106 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„Die Leistungen werden an den Anspruchsberech-
tigten, wenn dieser aber geschäftsunfähig oder
ein beschränkt geschäftsfähiger Unmündiger ist,
an seinen gesetzlichen Vertreter ausgezahlt."

6. § 251 a hat zu lauten:

„ S o n d e r r e g e l u n g b e i V o r l i e g e n
v o n V e r s i c h e r u n g s z e i t e n i n m e h -

r e r e n P e n s i o n s v e r s i c h e r u n g e n
( W a n d e r v e r s i c h e r u n g )

§ 251 a. (1) Hat ein Versicherter sowohl Ver-
sicherungszeiten in der Pensionsversicherung nach
diesem Bundesgesetz als auch in der nach dem
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetz oder dem Bauern-Pensionsversiche-
rungsgesetz geregelten Pensionsversicherung auf-
zuweisen, so gilt hinsichtlich der Pensionsleistun-
gen mit Ausnahme der Höherversicherungspen-
sionen die Sonderregelung des Abs. 3.

(2) Ist in einer der in Betracht kommenden
Versicherungen der Versicherungsfall, für den
eine Leistung in Anspruch genommen wird, nicht
vorgesehen, so sind die in dieser Versicherung
zurückgelegten Versicherungszeiten bei der An-
wendung der Sonderregelung des Abs. 3 nicht zu
berücksichtigen. Das gleiche gilt, wenn in einer
der in Betracht kommenden Versicherungen

a) die besonderen Voraussetzungen für den
Leistungsanspruch nicht erfüllt sind oder

b) ein Pensionsanspruch aus dem gleichen Ver-
sicherungsfall bereits besteht.

Der Versicherungsfall der dauernden Erwerbs-
unfähigkeit im Sinne des Gewerblichen Selbstän-
digen-Pensionsversicherungsgesetzes und des
Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes ist dem
Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähig-
keit in der Pensionsversicherung nach diesem
Bundesgesetz gleichzusetzen.

(3) In den Fällen des Abs. 1 gilt — unbeschadet
der Bestimmung des Abs. 4 — folgende Sonder-
regelung:

1. In jeder der in Betracht kommenden Ver-
sicherungen hat der hiefür zuständige Versiche-
rungsträger zu ermitteln, ob und in welcher
Höhe dem Versicherten eine Leistung nach den
für die betreffende Versicherung geltenden Vor-
schriften unter Berücksichtigung der in allen in
Betracht kommenden Versicherungen zurück-
gelegten Versicherungszeiten gebühren würde,
wobei sich deckende Zeiten nur einfach zu zählen
sind; der besondere Steigerungsbetrag für die
Höherversicherung, der Kinderzuschuß, der Hilf-
losenzuschuß, die Zuschläge nach § 264 a dieses
Bundesgesetzes, nach §§ 80 Abs. 5 und 85 a des
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes und nach §§ 76 Abs. 5 und 81 des
Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes sowie die
Ausgleichszulage haben außer Ansatz zu bleiben.

2. Versicherungszeiten, die gemäß Z. 1 als sich
deckende Zeiten nur einfach gezählt werden, sind
nur einer der in Betracht kommenden Versiche-
rungen zuzuordnen, und zwar in folgender Rei-
henfolge: Pensionsversicherung nach dem Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetz, Pensionsversi-
cherung nach dem Gewerblichen Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetz, Pensionsversiche-
rung nach dem Bauern-Pensionsversicherungs-
gesetz.

3. Bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage
für die nach Z. 1 zu errechnende Leistung sind
in jeder der in Betracht kommenden Versiche-
rungen die bei ihr zurückgelegten Versicherungs-
zeiten zu berücksichtigen, soweit sie nicht nach
Z. 2 einer anderen Pensionsversicherung zugeord-
net sind.

4. Jeder der in Betracht kommenden Versiche-
rungsträger hat von der nach Z. 1 errechneten
Leistung den Anteil festzustellen, der dem Ver-
hältnis der Dauer der in der betreffenden Ver-
sicherung berücksichtigten Versicherungszeiten
zur Summe der in allen in Betracht kommenden
Versicherungen berücksichtigten Versicherungs-
zeiten entspricht; außerdem hat jeder Versiche-
rungsträger die Steigerungsbeträge aus einer all-
fälligen Höherversicherung festzustellen, soweit
Beiträge hiefür bei ihm eingezahlt worden sind.

5. Die Summe der nach Z. 4 ermittelten Lei-
stungsteile stellt die dem Versicherten gebüh-
rende Gesamtleistung dar.

6. Bescheid- und leistungszuständig ist jener
Träger der Versicherung, in der in den letzten
15 Jahren vor dem Stichtag ausschließlich, mehr
oder die meisten Versicherungsmonate erworben
wurden, die für die Bemessung der Leistung
heranzuziehen sind oder bei Erfüllung der An-
spruchsvoraussetzungen heranzuziehen wären.
Liegen solche Versicherungsmonate im gleichen
Ausmaß vor, so ist der letzte Versicherungsmonat
entscheidend; das gleiche gilt, wenn in den letzten
15 Jahren vor dem Stichtag keine Versicherungs-
monate vorliegen. Monate, während derer ein
Leistungsanspruch aus einem Versicherungsfall
des Alters oder aus einem Versicherungsfall der
geminderten Arbeitsfähigkeit beziehungsweise
der dauernden Erwerbsunfähigkeit gegeben war,
und die nicht schon als Versicherungsmonate gel-
ten, gelten als Versicherungsmonate der Versi-
cherung, in der der Anspruch auf die Leistung
(Gesamtleistung) festgestellt worden war. Ver-
sicherungsmonate, die mehr als zehn Jahre vor
dem Stichtag liegen, zählen nur zur Hälfte.
Wurde überhaupt kein Versicherungsmonat
erworben, hat jener Versicherungsträger zu ent-
scheiden, bei dem der Antrag eingebracht wurde.

7. Der gemäß Z. 6 zuständige Versicherungs-
träger hat nach den für ihn geltenden Vorschrif-
ten über das Ruhen und das Versagen der Lei-
stung sowie über Ansprüche auf Kinderzuschuß,



110. Stück — Ausgegeben am 19. Dezember 1969 — Nr. 446 3295

Hilflosenzuschuß und Ausgleichszulage, ebenso
über die Zuschläge nach § 264 a dieses Bundes-
gesetzes, nach §§ 80 Abs. 5 und 85 a des Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgeset-
zes und nach §§ 76 Abs. 5 und 81 des Bauern-
Pensionsversicherungsgesetzes zu entscheiden,
wobei jeweils von der Gesamtleistung auszugehen
ist; die besonderen Steigerungsbeträge für Höher-
versicherung werden vom Ruhen nicht erfaßt.
40 v. H. der Gesamtleistung gelten als Grund-
betrag. Für die Ermittlung des Kinderzuschusses
ist die höchste Bemessungsgrundlage aller Lei-
stungsteile heranzuziehen.

8. Hat ein Versicherter in einer der in Betracht
kommenden Versicherungen weniger als 12 für
die Bemessung der Leistung zu berücksichtigende
Versicherungsmonate aufzuweisen, so sind diese
Zeiten wohl für die Erfüllung der Wartezeit,
die Anrechenbarkeit von Versicherungsmonaten
und die Dritteldeckung zu berücksichtigen, jedoch
ist für die betreffenden Versicherungen keine
Teilleistung nach Z. 4 festzustellen. Derartige
Versicherungsmonate sind von dem gemäß Z. 6
zuständigen Versicherungsträger bei der Feststel-
lung des Ausmaßes des Steigerungsbetrages seiner
Leistung zu berücksichtigen.

9. Die Zuständigkeit gemäß Z. 6 ist auch für
die Krankenversicherung der Pensionisten bestim-
mend; das gleiche gilt bei Pensionisten, die nicht
gleichzeitig Versicherte sind, für Leistungen der
Gesundheitsfürsorge und Rehabilitation.

(4) Ist die in Anwendung der Sonderregelung
des Abs. 3 gebührende Gesamtleistung oder die
allein gebührende Teilleistung geringer als die
Leistung, welche unter Außerachtlassung der
Sonderregelung nur aus einer der beteiligten
Versicherungen gebühren würde, so ist zur
Gesamtleistung ein Zuschlag in der Höhe des
Unterschiedes der beiden Leistungen zu gewäh-
ren. Der Unterschiedszuschlag gilt als Bestandteil
des Leistungsteiles des gemäß Abs. 3 Z. 6 zustän-
digen Versicherungsträgers."

7. Nach § 264 ist ein § 264 a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„ Z u s c h l a g z u r W i t w e n ( W i t w e r ) -
pe n s i o n

§ 264 a. (1) Zur Witwen(Witwer)pension
gebührt ein Zuschlag in der Höhe von 10 v. H.
der Witwen(Witwer)pension nach § 264. Der
Zuschlag gilt, soweit nichts anderes bestimmt ist,
als Bestandteil der Pension.

(2) Der Zuschlag nach Abs. 1 vermindert sich
um sonstige Einkünfte im Sinne des Abs. 3,
soweit diese im Monat das Doppelte des Betrages
übersteigen, um den sich jeweils der Richtsatz
nach § 292 Abs. 3 lit. a für die Ehegattin (den
erwerbsunfähigen Ehegatten) erhöht.

(3) Als sonstige Einkünfte gelten alle Bezüge
der (des) Pensionsberechtigten in Geld oder Gel-
deswert, insbesondere derartige Bezüge aus einem
gegenwärtigen oder früheren Dienstverhältnis
oder aus Unterhalts- oder Renten(Pensions)an-
sprüchen öffentlicher oder privater Art, nach
Abzug des zur Erzielung dieser Einkünfte not-
wendigen Aufwandes und abzüglich der nach
§ 292 a Abs. 1 lit. b auf Grund von gesetzlichen
Unterhaltsverpflichtungen zu berücksichtigenden
Beträge. Bei der Feststellung der sonstigen Ein-
künfte bleiben außer Betracht:

a) die Ausgleichszulagen nach § 294;
b) die Wohnungsbeihilfen nach dem Bundes-

gesetz vom 21. September 1951, BGBl.
Nr. 229, die Wohnbeihilfen nach dem
Wohnbauförderungsgesetz 1968, BGBl.
Nr. 280/1967, und von den Ländern oder
Gemeinden zur Erleichterung der Tragung
des Mietzinsaufwandes gewährte Beihilfen;

c) die Beihilfen nach den besonderen Vor-
schriften über den Familienlastenausgleich;

d) die Kinderzuschüsse und die Renten(Pen-
sions)sonderzahlungen aus der Sozialver-
sicherung sowie einmalige Geldleistungen;

e) Einkünfte, die wegen des besonderen kör-
perlichen Zustandes der (des) Pensions-
berechtigten gewährt werden (Hilflosenzu-
schüsse, Blindenzulagen und dergleichen);

f) zwei Drittel der nach dem Kriegsopfer-
versorgungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152,
und dem Opferfürsorgegesetz, BGBl.
Nr. 183/1947, gewährten Grund- und
Elternrenten, zwei Neuntel der nach dem
Heeresversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/
1964, gewährten Beschädigten- und Wit-
wenrenten sowie zwei Drittel der Eltern-
renten einschließlich einer allfälligen Zu-
satzrente (§§ 23 Abs. 3, 33 Abs. 1 bzw.
44 Abs. 1 und 45 Heeresversorgungs-
gesetz);

g) Hinterbliebenenleistungen, die auf Grund
zwischenstaatlicher Verträge über Soziale
Sicherheit gewährt werden."

8. § 266 zweiter Satz hat zu lauten:

„Ein zur Witwen(Witwer)pension gebührender
Hilflosenzuschuß und der Zuschlag nach § 264 a
bleiben hiebei außer Ansatz."

9. § 267 erster Satz, zweiter Halbsatz, hat zu
lauten:

„allfällige Hilflosenzuschüsse und ein Zuschlag
gemäß § 264 a haben hiebei außer Ansatz zu
bleiben."

10. a) § 292 Abs. 2 lit. a hat zu lauten:

a) die Wohnungsbeihilfen nach dem Bundes-
gesetz vom 21. September 1951, BGBl.
Nr. 229, die Wohnbeihilfen nach dem
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Wohnbauförderungsgesetz 1968, BGBl.
Nr. 280/1967, und von den Ländern oder
Gemeinden zur Erleichterung der Tragung
des Mietzinsaufwandes gewährte Beihilfen;

b) § 292 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der
Bestimmungen des Abs. 4

a) für Pensionsberechtigte aus eigener
Pensionsversicherung 1333 S,

b) für Pensionsberechtigte auf Witwen-
(Witwer)pension 1333 S,

c) für Pensionsberechtigte auf Waisen-
pension
aa) bis zur Vollendung des 24. Le-

bensjahres 499 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 749 S,

bb) nach Vollendung des 24. Le-
bensjahres 885 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 1333 S.

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich für die
Ehegattin (den erwerbsunfähigen Ehegatten) um
518 S und für jedes Kind (§ 252) um 144 S,
sofern diese Personen überwiegend vom Pen-
sionsberechtigten erhalten werden."

11. § 321 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 sind ent-

sprechend auf die Beziehungen der Versicherungs-
träger zu den Verbänden, zur Pensionsversiche-
rungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft, zur
Pensionsversicherungsanstalt der Bauern, zur
Österreichischen Bauernkrankenkasse und zu den
Gewerblichen Selbständigenkrankenkassen anzu-
wenden."

12. § 404 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Das Oberlandesgericht Wien hat auf

Antrag des Bundesministeriums für Justiz über
Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung, die
in rechtskräftigen Urteilen in Leistungssachen,
ausgenommen in Streitigkeiten über Ersatz-
ansprüche der Fürsorgeträger, nach diesem oder
einem anderen Sozialversicherungsgesetz verschie-
den entschieden worden sind, ein Gutachten zu
beschließen."

13. a) § 433 Abs. 1 Z. 6 hat zu lauten:
„6. für die Träger der Selbständigen-Pensions-

versicherungen einschließlich der Versicherungs-
anstalt des österreichischen Notariates."

b) Im § 433 Abs. 2 ist der Ausdruck „der
Landwirtschaftlichen Zuschußrentenversiche-
rungsanstalt" durch den Ausdruck „der Pensions-
versicherungsanstalt der Bauern" zu ersetzen.

c) § 433 Abs. 3 lit. b hat zu lauten:

„b) den Vorsitzenden der sechs Sektionsaus-
schüsse und dem Stellvertreter des Vor-

sitzenden des Sektionsausschusses für die
Träger der Selbständigen-Pensionsversiche-
rungen,".

d) Im § 433 Abs. 5 ist der zweimal vorkom-
mende Ausdruck „Sektionsausschüsse für die Trä-
ger der Selbständigen-Pensions(Renten)versiche-
rung" durch den Ausdruck „Sektionsausschüsse
für die Träger der Selbständigen-Pensionsversi-
cherungen" zu ersetzen.

e) Im § 433 Abs. 6 letzter Satz ist der Ausdruck
„Träger der Selbständigen-Pensions(Renten)ver-
sicherung" durch den Ausdruck „Träger der
Selbständigen-Pensionsversicherungen" zu erset-
zen.

14. § 506 a hat zu lauten:

„ E r w e r b u n g v o n V e r s i c h e r u n g s -
z e i t e n b e i G e w ä h r u n g v o n s t r a f -

r e c h t l i c h e n E n t s c h ä d i g u n g e n

§ 506 a. Zeiten einer Anhaltung, in Ansehung
derer ein österreichisches Gericht rechtskräftig
einen Entschädigungsanspruch für strafgericht-
liche Anhaltung oder Verurteilung zuerkannt hat,
gelten, sofern der Versicherte vor der Anhaltung
Beitragszeiten oder Ersatzzeiten in der Pensions-
versicherung nach diesem Bundesgesetz erworben
hat, als Versicherungszeiten, und zwar die vor
dem Zeitpunkt, ab dem von der betreffenden
Versichertengruppe erstmals Beiträge entrichtet
werden konnten, gelegenen Anhaltungszeiten als
Ersatzzeiten und die nach diesem Zeitpunkt gele-
genen Anhaltungszeiten als Beitragszeiten der
Pflichtversicherung. Die auf diese Beitragszeiten
entfallenden Beiträge hat der Bund an den zustän-
digen Versicherungsträger nach den jeweils in
Geltung gestandenen Vorschriften nachzuentrich-
ten. Die Beitragszeiten gelten in dem Zweig
der Pensionsversicherung als erworben, in dem
der Versicherte zuletzt vor der Anhaltungszeit
Beitrags- oder Ersatzzeiten zurückgelegt hat. Als
Beitragsgrundlage für die Bemessung der Bei-
träge sowie als Beitragsgrundlage im Sinne des
§ 243 gilt der Durchschnitt der Beitragsgrund-
lagen der letzten drei Versicherungsmonate vor
der Anhaltungszeit."

15. a) Im § 522 Abs. 3 Z. 3 ist der Ausdruck
„215 Abs. 4 und 5" durch den Ausdruck „215
Abs. 2, 4 und 5" zu ersetzen.

b) Im § 522 Abs. 3 Z. 4 ist nach dem Ausdruck
„in den Fällen des § 522 f jedoch nur der erste
Satz," der Ausdruck „§ 264 a," einzufügen.

16. § 522 k Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Witwenpension nach Abs. 1 beträgt
417'20 S monatlich. An die Stelle dieses Betrages
tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter
Bedachtnahme auf § 108 i mit dem jeweiligen
Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfachte Betrag.
§ 264 a ist entsprechend anzuwenden."
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17. Nach § 522 k ist ein § 522 1 mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„ W i t w e n p e n s i o n a u s d e r P e n s i o n s -
v e r s i c h e r u n g b e i E i n t r i t t d e s V e r -
s i c h e r u n g s f a l l e s v o r d e m 1. M a i
1 9 4 2 u n d N i c h t e r f ü l l u n g d e r

W a r t e z e i t

§ 522 1. (1) Anspruch auf Witwenpension aus
der Pensionsversicherung hat auch die Witwe,
deren Ehegatte vor dem 1. Mai 1942 infolge
eines Arbeitsunfalles (einer Berufskrankheit), der
(die) aus der Unfallversicherung entschädigt wird,
gestorben ist und die nicht schon nach den bisher
in Geltung gestandenen Bestimmungen Anspruch
auf Witwenpension hat, wenn unmittelbar vor
dem Eintritt des Versicherungsfalles in der Unfall-
versicherung Beitragszeiten im Sinne des § 226
Abs. 1 oder Ersatzzeiten im Sinne des § 229
nachgewiesen sind; die Wartezeit gilt als erfüllt.

(2) § 522 k Abs. 2 und 3 gelten entsprechend."

Artikel II

Neubemessung von Pensionen aus der Pensions-
versicherung der Angestellten

(1) Versicherten- und Hinterbliebenenpensio-
nen aus der Pensionsversicherung der Angestell-
ten, bei denen der Versicherungsfall vor dem
1. Jänner 1939 eingetreten ist, sind ab 1. Jänner
1970 derart neu zu bemessen, daß der Renten-
betrag, der am 31. Dezember 1938 gebührt hat
oder gebührt hätte, nach Ausscheiden allfälliger
Kinderzuschüsse oder eines allfälligen Hilflosen-
zuschusses mit dem im Jahre 1970 für die Jahre
1938 und früher geltenden Aufwertungsfaktor
(§ 108 c des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes) aufzuwerten ist.

(2) Hinterbliebenenpensionen nach dem
Empfänger einer in Abs. 1 bezeichneten Ver-
sichertenpension, bei denen der Versicherungsfall
nach dem 31. Dezember 1938 und vor dem
1. Jänner 1970 eingetreten ist, sind ab 1. Jänner
1970 derart neu zu bemessen, daß von der nach
Abs. 1 ermittelten Versichertenpension als Wit-
wenpension 50 v. H. und als Waisenpension
40 v. H., für jedes doppelt verwaiste Kind
60 v. H. der Witwenpension gebühren.

(3) Bei der Anwendung der Bestimmungen der
§§ 94 und 95 des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes ist in den Fällen des Abs. 1 und 2 von
jenem Grundbetrag auszugehen, der am 31. De-
zember 1938 in der Pension enthalten war oder
enthalten gewesen wäre. Die sich ergebenden
Beträge sind mit dem im Jahr 1970 für die
Jahre 1938 und früher geltenden Aufwertungs-
faktor (§ 108 c des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes) aufzuwerten.

(4) Zu der nach Abs. 1 oder 2 neu bemessenen
Pension treten die Kinderzuschüsse, der Hilflosen-

zuschuß und die Ausgleichszulage nach den hiefür
geltenden Vorschriften.

(5) Die nach Abs. 1 und 2 neu bemessenen
Pensionen unterliegen ab 1. Jänner 1971 der
Anpassung gemäß § 108 h des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes.

(6) Ergibt die Neubemessung nach Abs. 1 oder
2 einen niedrigeren monatlichen Pensionsbetrag,
als er nach den bisherigen Bestimmungen nach
Ausscheiden allfälliger Kinderzuschüsse oder eines
allfälligen Hilflosenzuschusses gebührte, so ist die
monatliche Pension in dem sich nach den bishe-
rigen Bestimmungen ergebenden Ausmaß weiter-
zugewähren. Führt die Anwendung der Ruhens-
bestimmungen unter Heranziehung der Berech-
nung nach Abs. 3 zu einem niedrigeren Pen-
sionsbetrag, so ruht die neubemessene Pension
nur so weit, daß der bisherige Pensionsbetrag
nach Berücksichtigung der Ruhensbestimmungen
gewahrt bleibt.

(7) Die Neubemessung nach Abs. 1 und 2 ist
von Amts wegen vorzunehmen. Auf Grund der
Neubemessung ist eine Neufeststellung der Aus-
gleichszulage im Sinne des § 296 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes nicht vorzunehmen.
Die sich bei der Neubemessung ergebenden Mehr-
beträge vermindern jedoch eine zu der Pension
gebührende Ausgleichszulage. Über die Neu-
bemessung ist ein schriftlicher Bescheid nur zu
erteilen, wenn der Berechtigte dies bis 31. Dezem-
ber 1970 verlangt.

Artikel III

Übergangs- und Schlußbestimmungen

(1) Die Bestimmungen des § 251 a des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der Fas-
sung des Art. I Z. 6 dieses Bundesgesetzes gelten
nur für Leistungen, bei denen der Stichtag nach
dem 31. Dezember 1970 liegt. Sie gelten nicht für
Leistungen aus dem Versicherungsfall des Todes,
wenn der Stichtag zwar nach dem 31. Dezember
1970 liegt, aber im Zeitpunkt des Todes ein
Anspruch auf eine Pension aus dem Versiche-
rungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit oder
des Alters aus der Zeit vor dem 1. Jänner 1971
bestand oder ein solcher Anspruch auf Grund
eines vor dem 1. Jänner 1971 eingeleiteten Ver-
fahrens nachträglich für die Zeit bis zum Tod
anerkannt wurde.

(2) Die Bestimmungen der §§ 264 a, 266 und
267 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
in der Fassung des Art. I Z. 7 bis 9 dieses
Bundesgesetzes sind von Amts wegen auch auf
Leistungsansprüche anzuwenden, die am 30. Juni
1970 bereits bestehen.

(3) Der mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1971
vorzunehmenden Anpassung nach § 292 Abs. 4
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und § 522 k Abs. 2 des Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, sind die
in Art. I Z. 10 lit. b bzw. Z. 16 angeführten Be-
träge zugrunde zu legen.

(4) Die auf Grund der Bestimmungen des
Art. I Z. 10 dieses Bundesgesetzes gebührende
Ausgleichszulage ist von Amts wegen festzu-
stellen.

(5) Im Jahre 1970 beträgt der Beitrag des
Bundes zum Ausgleichsfonds der Krankenver-
sicherungsträger (§ 447 a Abs. 3 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes) 25 Millionen Schil-
ling; dieser Betrag ist in zwei gleichen Teil-
beträgen am 1. April und am 1. Oktober 1970
dem Hauptverband der österreichischen Sozial-
versicherungsträger zu überweisen.

(6) Die sich aus § 522 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I
Z. 15 lit. a dieses Bundesgesetzes ergebenden
Leistungsansprüche gebühren ab 1. Juli 1970.

(7) Die Witwenpension nach § 522 1 Allgemei-
nes Sozialversicherungsgesetz in der Fassung des
Art. I Z. 17 dieses Bundesgesetzes gebührt ab
1. Juli 1970, wenn der Antrag bis 31. Dezember
1970 gestellt wird. Wird der Antrag später
gestellt, gebührt die Pension ab dem der Antrag-
stellung folgenden Monatsersten.

Artikel IV

Wirksamkeitsbeginn

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit nichts
anderes bestimmt wird, am 1. Juli 1970 in Kraft.

(2) Es treten in Kraft:

a) die Bestimmungen des Art. I Z. 1 lit. a,
10 lit. a, 14 und des Art. II mit 1. Jänner
1970;

b) die Bestimmungen des Art. I Z. 1 lit. b,
2 bis 4, 6 und 11 bis 13 mit 1. Jänner
1971.

Artikel V

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
hinsichtlich der Bestimmungen des Art. I Z. 12
und hinsichtlich der Bestimmungen des § 506 a
drittletzter Satz des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z. 14
der Bundesminister für Justiz im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für soziale Verwaltung,
im übrigen der Bundesminister für soziale Ver-
waltung betraut.

Jonas
Klaus Rehor Klecatsky

4 4 7 . Bundesgesetz vom 27. November
1969, mit dem das Gewerbliche Selbständi-
gen-Pensionsversicherungsgesetz abgeändert
wird (18. Novelle zum Gewerblichen Selb-

ständigen-Pensionsversicherungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gewerbliche Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetz, BGBl. Nr. 292/1957, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 157/1958,
BGBl: Nr. 65/1959, BGBl. Nr. 291/1959, BGBl.
Nr. 169/1960, BGBl. Nr. 295/1960, BGBl. Nr. 14/
1962, BGBl. Nr. 324/1962, BGBl. Nr. 86/1963,
BGBl. Nr. 185/1963, BGBl. Nr. 254/1963, BGBl.
Nr. 321/1963, BGBl. Nr. 302/1964, BGBl. Nr. 82/
1965, BGBl. Nr. 96/1965, BGBl. Nr. 222/1965,
BGBl. Nr. 310/1965, BGBl. Nr. 169/1966, BGBl.
Nr. 68/1967 und BGBl. Nr. 7/1968, wird abge-
ändert wie folgt:

1. a) § 2 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind,
soweit es sich um natürliche Personen handelt,
die das 15. Lebensjahr vollendet haben, in der
Pensionsversicherung pflichtversichert:

1. die Mitglieder der Kammern der gewerb-
lichen Wirtschaft;

2. die vertretungsbefugten Gesellschafter einer
offenen Handelsgesellschaft und die persönlich
haftenden vertretungsbefugten Gesellschafter
einer Kommanditgesellschaft, sofern diese Gesell-
schaften Mitglieder einer der in Z. 1 bezeichneten
Kammern sind."

b) § 2 Abs. 2 Eingang hat zu lauten:

„Den nach Abs. 1 Pflichtversicherten stehen,
soweit es sich um natürliche Personen handelt,
die das 15. Lebensjahr vollendet haben, gleich:"

c) § 2 Abs. 2 Z. 1 hat zu lauten:

„1. die der Kammer der Wirtschaftstreuhänder
auf Grund einer Berufsbefugnis nach der
Wirtschaftstreuhänder-Berufsordnung, BGBl.
Nr. 125/1955, angehörenden Mitglieder ein-
schließlich der vertretungsbefugten Gesellschafter
einer offenen Handelsgesellschaft und der persön-
lich haftenden vertretungsbefugten Gesellschafter
einer Kommanditgesellschaft, sofern diese Gesell-
schaften Mitglieder der Kammer der Wirtschafts-
treuhänder sind, ferner die Witwen und Deszen-
denten, für deren Rechnung ein Witwenfort-
betrieb bzw. ein Deszendentenfortbetrieb nach
der Wirtschaftstreuhänder-Berufsordnung ge-
führt wird;".

d) Dem § 2 ist ein Abs. 3 mit nachstehendem
Wortlaut anzufügen:

„(3) Üben die nach Abs. 1 oder 2 Pflichtver-
sicherten eine Erwerbstätigkeit durch
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a) den Verschleiß von Zeitungen und Zeit-
schriften,

b) den Verschleiß von Postwertzeichen, Stem-
pelmarken und Gerichtskostenmarken,

c) den Verschleiß von Fahrscheinen öffent-
licher Verkehrseinrichtungen,

d) den Vertrieb von Spielanteilen der
Lotterien oder durch

e) den Betrieb von Totoannahmestellen
aus, so erstreckt sich ihre Pflichtversicherung auf
jede dieser Tätigkeiten."

2. a) § 3 Abs. 1 Z. 2 wird aufgehoben.

b) § 3 Abs. 1 Z. 7 hat zu lauten:

„7. Personen, die aus einer anderen Pensions-
versicherung als der nach diesem Bundesgesetz
oder aus einer Rentenversicherung eine Leistung
aus dem Versicherungsfall des Alters oder der ge-
minderten Arbeitsfähigkeit bzw. Erwerbsunfähig-
keit beziehen, sofern die Leistung (Grundbetrag
und Steigerungsbeträge) für sich allein oder in Ver-
bindung mit einem in Z. 6 angeführten Ruhegenuß
bei unverheirateten Personen 550 S, bei verhei-
rateten Personen 750 S monatlich überschreitet,
für die Dauer des Bezuges solcher Leistungen;".

c) Im § 3 Abs. 2 erster Satz ist der Ausdruck
„Abs. 1 Z. 4 bis 7" durch den Ausdruck „Abs. 1
Z. 5 bis 7" zu ersetzen.

3. a) § 5 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Personen, die

a) aus der Pflichtversicherung nach diesem
Bundesgesetz ausgeschieden sind oder aus-
scheiden und die

b) in den letzten zwölf Monaten vor dem
Ausscheiden mindestens sechs oder in den
letzten 36 Monaten vor dem Ausscheiden
mindestens zwölf oder in den letzten
fünf Jahren vor dem Ausscheiden jährlich
mindestens drei Versicherungsmonate in
einer oder mehreren gesetzlichen Pensions-
versicherungen erworben haben,

sowie Personen, die aus der Versicherung nach
lit. a einen bescheidmäßig zuerkannten Anspruch
auf eine laufende Leistung, ausgenommen auf
eine Hinterbliebenenpension, hatten, können sich
weiterversichern, solange sie nicht in einer gesetz-
lichen Pensionsversicherung pflichtversichert sind
oder einen bescheidmäßig zuerkannten Anspruch
auf eine laufende Leistung aus einer eigenen
gesetzlichen Pensionsversicherung haben. Bei Per-
sonen, für die wegen Ausscheidens aus einer
versicherungsfreien Beschäftigung nach den Vor-
schriften des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes ein Überweisungsbetrag geleistet oder
die Nachversicherung durchgeführt wird, sind
bei Prüfung der Voraussetzungen nach lit. b auch

die der Feststellung des Überweisungsbetrages
zugrunde gelegten Zeiten und die Zeiten der
Nachversicherung zu berücksichtigen."

b) § 5 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Das Recht auf Weiterversicherung ist bis

zum Ende des sechsten auf das Ausscheiden aus
der Pflichtversicherung bzw. auf das Ende des
Anspruches auf die laufende Leistung folgenden
Monates geltend zu machen. In den Fällen, in
denen gemäß § 155 Z. 1 oder 2 ein Bescheid zu
erlassen ist, beginnt diese Frist mit dem rechts-
kräftigen Abschluß des Verfahrens."

c) § 5 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Die im Abs. 1 genannten Zeiträume, in

denen mindestens sechs bzw. zwölf bzw. drei
Versicherungsmonate in einer Pensionsversiche-
rung erworben sein müssen, und die im Abs. 3
genannte Frist von sechs Monaten verlängern sich
um Zeiten eines Pensionsbezuges wegen Erwerbs-
unfähigkeit oder geminderter Arbeitsfähigkeit aus
einer gesetzlichen Pensionsversicherung, um die
Dauer eines Pensionsfeststellungsverfahrens bis
zur Zustellung des Feststellungsbescheides bzw.
bis zur rechtskräftigen Entscheidung im Leistungs-
streitverfahren sowie um Zeiten des ordentlichen
oder außerordentlichen Präsenzdienstes auf Grund
der Bestimmungen des Wehrgesetzes, BGBl.
Nr. 181/1955."

d) § 5 Abs. 5 hat zu lauten:
„(5) Personen, die in der Pensionsversicherung

nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz
120 Beitragsmonate erworben haben, können das
Recht auf Weiterversicherung jederzeit geltend
machen oder eine beendete Weiterversicherung
erneuern."

e) § 5 Abs. 8 hat zu lauten:
„(8) Bei Witwen (Witwern), die den Betrieb

des verstorbenen Ehegatten (der verstorbenen
Ehegattin) mindestens drei Jahre fortgeführt
haben, sind zur Erfüllung der Vorversicherungs-
zeit nach Abs. 5 die Pflichtversicherungszeiten,
die der verstorbene Ehegatte (die verstorbene
Ehegattin) in der Pensionsversicherung nach
diesem Bundesgesetz während des Bestandes
der Ehe erworben hat oder bei früherem Wirk-
samkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes erworben
hätte, den aus der eigenen Pensionsversicherung
der Witwe (des Witwers) erworbenen Versiche-
rungszeiten hinzuzurechnen."

f) § 5 Abs. 9 letzter Satz hat zu lauten:
„Soweit dabei Versicherungszeiten nach dem All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetz zu berück-
sichtigen sind, gilt dessen § 231, soweit dabei
Versicherungszeiten nach dem Bauern-Pensions-
versicherungsgesetz zu berücksichtigen sind, gilt
dessen § 54."
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4. § 10 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Von der Ausstellung von Ausweisen über
Berechtigungen zur Ausübung der die Pflicht-
versicherung nach diesem Bundesgesetz begrün-
denden Erwerbstätigkeit sowie vom Erlöschen
solcher Berechtigungen hat die zuständige
Behörde den Versicherungsträger unverzüglich zu
verständigen."

5. § 13 hat zu lauten:

„ M e l d u n g d e r Z a h l u n g s e m p f ä n g e r
§ 13. Die Zahlungsempfänger (§ 55) sind ver-

pflichtet, jede Änderung in den für den Fort-
bestand der Bezugsberechtigung maßgebenden
Verhältnissen sowie jede Änderung ihres Wohn-
sitzes bzw. des Wohnsitzes des Anspruchsberech-
tigten binnen zwei Wochen dem Versicherungs-
träger anzuzeigen."

6. § 15 hat zu lauten:

„ A u s k u n f t s p f l i c h t d e r V e r s i c h e r -
t e n u n d d e r Z a h l u n g s ( L e i s t u n g s ) -

e m p f ä n g e r

§ 15. Die Versicherten sowie die Zahlungs-
(Leistungs)empfänger sind verpflichtet, dem Ver-
sicherungsträger über alle für das Versicherungs-
verhältnis maßgebenden Umstände auf Anfrage
längstens binnen 14 Tagen wahrheitsgemäß Aus-
kunft zu erteilen und auf Verlangen des Ver-
sicherungsträgers alle Belege zur Einsicht vorzu-
legen, die für das Versicherungsverhältnis von
Bedeutung sind. Insbesondere haben sie alle für
die Feststellung der Grundlage für die Berech-
nung der Beiträge und der Bemessungsgrundlage
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die
erforderlichen Steuerbescheide der Finanz-
behörden zur Einsicht vorzulegen."

7. a) Dem § 17 Abs. 2 ist nachstehender
Satz anzufügen:
„Bei Witwen (Witwern), die den Betrieb des
versicherten Ehegatten (der versicherten Ehe-
gattin) fortführen bzw. auf deren Rechnung der
Betrieb fortgeführt wird, sind zur Bildung der
Beitragsgrundlage im Sinne des Abs. 1 die Ein-
künfte, die der verstorbene Ehegatte (die ver-
storbene Ehegattin) erzielt hat, so heranzuziehen,
als ob sie vom Pflichtversicherten erworben wor-
den wären."

b) § 17 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Die Beitragsgrundlage beträgt, wenn Ein-

künfte im Betrag von weniger als 950 S oder
überhaupt keine Einkünfte vorliegen, 950 S
(Mindestbeitragsgrundlage). An die Stelle dieses
Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres
der unter Bedachtnahme auf § 32 f mit der
jeweiligen Richtzahl (§ 32 a) vervielfachte Betrag.
Die Beitragsgrundlage darf die Höchstbeitrags-

grundlage nicht überschreiten. Höchstbeitrags-
grundlage ist der gemäß § 32 b jeweils festge-
setzte Betrag."

8. a) Dem § 26 Abs. 1 ist nachstehender Satz
anzufügen:
„Die während des Bestandes der Weiterversiche-
rung jeweils geltende Mindestbeitragsgrundlage
darf jedoch nicht unterschritten werden."

b) § 26 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:
„Die Weiterversicherung in der Pensionsversiche-
rung ist auf Antrag des Versicherten, soweit
dies nach den wirtschaftlichen Verhältnissen des
Antragstellers gerechtfertigt erscheint, auf einer
niedrigeren als der nach Abs. 1 in Betracht kom-
menden Beitragsgrundlage, jedoch nicht unter der
Mindestbeitragsgrundlage (§ 17 Abs. 4) zuzu-
lassen; die während des Bestandes • der Weiter-
versicherung jeweils geltende Mindestbeitrags-
grundlage darf jedoch nicht unterschritten wer-
den."

9. § 32 e Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Bei der Anwendung des § 67 tritt an
die Stelle des Betrages der Bemessungsgrundlage
aus einem früheren Versicherungsfall der Betrag,
der sich aus der Vervielfachung dieser Bemes-
sungsgrundlage mit dem Anpassungsfaktor er-
gibt, der auf die entzogene (erloschene) Pension
im Falle ihrer Weitergewährung anzuwenden
gewesen wäre. Sind in zeitlicher Folge mehrere
Anpassungsfaktoren anzuwenden, ist die Verviel-
fachung in der Weise vorzunehmen, daß ihr
jeweils der für das vorangegangene Jahr ermit-
telte Betrag zugrunde zu legen ist. Die neuerlich
angefallene Pension ist erstmals mit dem An-
passungsfaktor zu vervielfachen, der für das dem
Stichtag folgende Jahr festgesetzt ist."

10. § 37 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Hat ein Versicherter, dessen Anspruch
nach Abs. 1 oder 2 ruht, im Inland einen Ehe-
gatten oder Kinder im Sinne des § 70, so gebührt
diesen im Inland sich aufhaltenden Angehörigen,
die im Falle des Todes des Versicherten Anspruch
auf Hinterbliebenenpension hätten, eine Pension
in der Höhe der halben ruhenden Pension mit
Ausnahme allfälliger Kinderzuschüsse und des
Hilflosenzuschusses. Zu dieser Pension gebühren
allfällige Kinderzuschüsse in der Höhe, wie sie
zu der ruhenden Pension gebühren. Der Anspruch
steht dem Ehegatten vor den Kindern zu."

11. § 43 erster Satz hat zu lauten:

„Übt der Pensionsberechtigte eine die Pflicht-
versicherung in der Pensionsversicherung nach
diesem Bundesgesetz begründende selbständige
Erwerbstätigkeit aus, so ruht der Pensionsan-
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spruch mit Ausnahme eines Anspruches auf
Waisenpension für die Dauer dieser Erwerbs-
tätigkeit."

12. § 45 hat zu lauten:

„ B e g i n n u n d E n d e d e s R u h e n s v o n
P e n s i o n s a n s p r ü c h e n

§ 45. Das Ruhen von Pensionsanprüchen wird
mit dem Beginn des Kalendermonates wirksam,
der auf den Eintritt des Ruhensgrundes folgt.
Besteht der Ruhensgrund bereits im Zeitpunkt
des Anfalles der Leistung (§ 34), wird das Ruhen
ab diesem Zeitpunkt wirksam. Die Pensionen sind
von dem Tag an wieder zu gewähren, mit dem
der Ruhensgrund weggefallen ist."

13. § 54 hat zu lauten:

„ P e n s i o n s s o n d e r z a h l u n g e n

§ 54. (1) Zu den in den Monaten Mai bzw.
Oktober bezogenen Pensionen gebührt je eine
Sonderzahlung.

(2) Wird die Pension einer anderen Person
oder Stelle als dem ehemals versicherten Berech-
tigten (den berechtigten Hinterbliebenen) auf
Grund eines Anspruchsüberganges überwiesen, so
werden die Sonderzahlungen nur geleistet, wenn
sie dem Berechtigten ungeschmälert zukommen.

(3) Die Sonderzahlung gebührt in der Höhe
der für den Monat Mai bzw. Oktober ausge-
zahlten Pension einschließlich der Zuschüsse und
der Ausgleichszulage.

(4) Die Sonderzahlungen sind zu im Monat
Mai bzw. Oktober laufenden Pensionen in diesen
Monaten, sonst zugleich mit der Aufnahme der
laufenden Pensionszahlung flüssigzumachen.

(5) Ein schriftlicher Bescheid ist nur im Falle
der Ablehnung und auch dann nur auf Begehren
des Pensionsberechtigten zu erteilen."

14. § 54 a Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Hilflosenzuschuß ruht während der
Pflege in einer Krankenanstalt, Heilanstalt oder
Siechenanstalt ab dem Beginn der fünften Woche
dieser Pflege, wenn ein Träger der Sozialversiche-
rung die Kosten der Pflege trägt."

15. § 55 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„Die Leistungen werden an den Anspruchsberech-
tigten, wenn dieser aber geschäftsunfähig oder
ein beschränkt geschäftsfähiger Unmündiger ist,
an seinen gesetzlichen Vertreter ausgezahlt."

16. § 56 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Versicherungsträger hat zu Unrecht
erbrachte Geldleistungen zurückzufordern, wenn
der Zahlungsempfänger (§ 55) den Bezug durch

bewußt unwahre Angaben, bewußte Verschwei-
gung maßgebender Tatsachen oder Verletzung
der Meldevorschriften (§ 13) herbeigeführt hat
oder wenn der Zahlungsempfänger (§ 55) er-
kennen mußte, daß die Leistung nicht oder nicht
in dieser Höhe gebührte."

17. a) Im § 62 Abs. 1 Z. 1 ist der Ausdruck
„des 24. Lebensjahres" durch den Ausdruck „des
18. Lebensjahres" zu ersetzen.

b) § 62 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Zeiten der im Abs. 1 bezeichneten Art
gelten nur dann als Ersatzzeiten, wenn sie sich
nicht schon im Bestand oder Ausmaß eines
Leistungsanspruches nach dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz oder nach dem Bauern-
Pensionsversicherungsgesetz ausgewirkt haben."

18. § 63 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Beiträge, die nach dem Stichtag (§ 59
Abs. 2) für einen anderen Zeitraum als für das
letzte dem Stichtag unmittelbar vorangehende
Kalendervierteljahr und für das Kalenderviertel-
jahr, in das der Stichtag fällt, geleistet werden,
sind für die Leistung aus dem eingetretenen
Versicherungsfall unwirksam."

19. a) Im § 65 Abs. 2 lit. b ist der Ausdruck
„vor dem vollendeten 21. Lebensjahr" durch
den Ausdruck „vor dem vollendeten 24. Lebens-
jahr" zu ersetzen.

b) Im § 65 Abs. 5 ist der Punkt nach der Z. 7
durch einen Strichpunkt zu ersetzen. Eine Z. 8
mit nachstehendem Wortlaut ist anzufügen:

„8. Zeiten, während derer eine Ausnahme von
der Pflichtversicherung gemäß § 3 Abs. 2 be-
stand."

20. § 70 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Als Kinder gelten bis zum vollendeten
18. Lebensjahr:

1. die ehelichen, die legitimierten Kinder und
die Wahlkinder der Versicherten;

2. die Stiefkinder, wenn sie vom Versicherten
überwiegend erhalten werden und mit ihm
ständig in Hausgemeinschaft leben oder sich nur
vorübergehend oder wegen schulmäßiger (beruf-
licher) Ausbildung oder zeitweilig wegen Heil-
behandlung außerhalb seiner Hausgemeinschaft
aufhalten;

3. die unehelichen Kinder einer weiblichen
Versicherten;

4. die unehelichen Kinder eines männlichen
Versicherten, wenn seine Vaterschaft im Ver-
fahren außer Streitsachen oder in einem hiefür
sonst gesetzlich vorgesehenen Verfahren aner-
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kannt oder im Prozeßwege gerichtlich festgestellt
worden ist.

(2) Stiefkinder einer Person sind die nicht von
ihr abstammenden leiblichen Kinder ihres Ehe-
gatten, und zwar auch dann, wenn der andere
leibliche Elternteil des Kindes noch lebt. Die
Stiefkindschaft besteht nach Auflösung oder
Nichtigerklärung der sie begründenden Ehe
weiter."

Der bisherige Abs. 2 erhält die Bezeichnung
Abs. 3.

21. § 71 hat zu lauten:

„ S o n d e r r e g e l u n g be i V o r l i e g e n
v o n V e r s i c h e r u n g s z e i t e n in m e h -

r e r e n P e n s i o n s v e r s i c h e r u n g e n
( W a n d e r v e r s i c h e r u n g )

§ 71. (1) Hat ein Versicherter sowohl Ver-
sicherungszeiten in der Pensionsversicherung nach
diesem Bundesgesetz als auch in der nach dem
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz oder dem
Bauern-Pensionsversicherungsgesetz geregelten
Pensionsversicherung aufzuweisen, so gilt hin-
sichtlich der Pensionsleistungen mit Ausnahme
der Höherversicherungspensionen die Sonder-
regelung des Abs. 3.

(2) Ist in einer der in Betracht kommenden
Versicherungen der Versicherungsfall, für den
eine Leistung in Anspruch genommen wird, nicht
vorgesehen, so sind die in dieser Versicherung
zurückgelegten Versicherungszeiten bei der An-
wendung der Sonderregelung des Abs. 3 nicht
zu berücksichtigen. Das gleiche gilt, wenn in
einer der in Betracht kommenden Versicherungen

a) die besonderen Voraussetzungen für den
Leistungsanspruch nicht erfüllt sind, oder

b) ein Pensionsanspruch aus dem gleichen Ver-
sicherungsfall bereits besteht.

Der Versicherungsfall der dauernden Erwerbs-
unfähigkeit im Sinne dieses Bundesgesetzes ist
dem Versicherungsfall der geminderten Arbeits-
fähigkeit in der Pensionsversicherung nach dem
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz gleichzu-
setzen.

(3) In den Fällen des Abs. 1 gilt — unbe-
schadet der Bestimmung des Abs. 4 — folgende
Sonderregelung:

1. In jeder der in Betracht kommenden Ver-
sicherungen hat der hiefür zuständige Versiche-
rungsträger zu ermitteln, ob und in welcher
Höhe dem Versicherten eine Leistung nach den
für die betreffende Versicherung geltenden Vor-
schriften unter Berücksichtigung der in allen
in Betracht kommenden Versicherungen zurück-
gelegten Versicherungszeiten gebühren würde,
wobei sich deckende Zeiten nur einfach zu zählen

sind; der besondere Steigerungsbetrag für die
Höherversicherung, der Kinderzuschuß, der Hilf-
losenzuschuß, die Zuschläge nach §§ 80 Abs. 5
und 85 a dieses Bundesgesetzes, nach § 264 a
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, und
nach §§ 76 Abs. 5 und 81 des Bauern-Pensions-
versicherungsgesetzes sowie die Ausgleichszulage
haben außer Ansatz zu bleiben.

2. Versicherungszeiten, die gemäß Z. 1 als sich
deckende Zeiten nur einfach gezählt werden,
sind nur einer der in Betracht kommenden Ver-
sicherungen zuzuordnen, und zwar in folgender
Reihenfolge: Pensionsversicherung nach dem All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetz, Pensionsver-
versicherung nach dem Gewerblichen Selbständi-
gen-Pensionsversicherungsgesetz, Pensionsver-
sicherung nach dem Bauern-Pensionsversiche-
rungsgesetz.

3. Bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage
für die nach Z. 1 zu errechnende Leistung sind
in jeder der in Betracht kommenden Versiche-
rungen die bei ihr zurückgelegten Versicherungs-
zeiten zu berücksichtigen, soweit sie nicht nach
Z. 2 einer anderen Pensionsversicherung zuge-
ordnet sind.

4. Jeder der in Betracht kommenden Ver-
sicherungsträger hat von der nach Z. 1 errech-
neten Leistung den Anteil festzustellen, der dem
Verhältnis der Dauer der in der betreffenden
Versicherung berücksichtigten Versicherungs-
zeiten zur Summe der in allen in Betracht kom-
menden Versicherungen berücksichtigten Ver-
sicherungszeiten entspricht; außerdem hat jeder
Versicherungsträger die Steigerungsbeträge aus
einer allfälligen Höherversicherung festzustellen,
soweit Beiträge hiefür bei ihm eingezahlt worden
sind.

5. Die Summe der nach Z. 4 ermittelten
Leistungsteile stellt die dem Versicherten ge-
bührende Gesamtleistung dar.

6. Bescheid- und leistungszuständig ist jener
Träger der Versicherung, in der in den letzten
15 Jahren vor dem Stichtag ausschließlich, mehr
oder die meisten Versicherungsmonate erworben
wurden, die für die Bemessung der Leistung
heranzuziehen sind oder bei Erfüllung der
Anspruchsvoraussetzungen heranzuziehen wären.
Liegen solche Versicherungsmonate im gleichen
Ausmaß vor, so ist der letzte Versicherungs-
monat entscheidend; das gleiche gilt, wenn in
den letzten 15 Jahren vor dem Stichtag keine
Versicherungsmonate vorliegen. Monate, während
derer ein Leistungsanspruch aus einem Versiche-
rungsfall des Alters oder aus einem Versicherungs-
fall der dauernden Erwerbsunfähigkeit bzw. der
geminderten Arbeitsfähigkeit gegeben war und
die nicht schon als Versicherungsmonate gelten,
gelten als Versicherungsmonate der Versicherung,
in der der Anspruch auf die Leistung (Gesamt-
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leistung) festgestellt worden war. Versicherungs-
monate, die mehr als zehn Jahre vor dem Stichtag
liegen, zählen nur zur Hälfte. Wurde überhaupt
kein Versicherungsmonat erworben, hat jener
Versicherungsträger zu entscheiden, bei dem der
Antrag eingebracht wurde.

7. Der gemäß Z. 6 zuständige Versicherungs-
träger hat nach den für ihn geltenden Vor-
schriften über das Ruhen und das Versagen der
Leistung sowie über Ansprüche auf Kinder-
zuschuß, Hilflosenzuschuß und Ausgleichszulage,
ebenso über die Zuschläge nach §§ 80 Abs. 5
und 85 a dieses Bundesgesetzes, nach § 264 a
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes und
nach §§ 76 Abs. 5 und 81 des Bauern-Pensions-
versicherungsgesetzes zu entscheiden, wobei je-
weils von der Gesamtleistung auszugehen ist;
die besonderen Steigerungsbeträge für Höher-
versicherung werden vom Ruhen nicht erfaßt.
40 v. H. der Gesamtleistung gelten als Grund-
betrag. Für die Ermittlung des Kinderzuschusses
ist die höchste Bemessungsgrundlage aller Lei-
stungsteile heranzuziehen.

8. Hat ein Versicherter in einer der in Betracht
kommenden Versicherungen weniger als 12 für
die Bemessung der Leistung zu berücksichtigende
Versicherungsmonate aufzuweisen, so sind diese
Zeiten wohl für die Erfüllung der Wartezeit, die
Anrechenbarkeit von Versicherungsmonaten und
die Dritteldeckung zu berücksichtigen, jedoch ist
für die betreffenden Versicherungen keine Teil-
leistung nach Z. 4 festzustellen. Derartige Ver-
sicherungsmonate sind von dem gemäß Z. 6
zuständigen Versicherungsträger bei der Feststel-
lung des Ausmaßes des Steigerungsbetrages
seiner Leistung zu berücksichtigen.

9. Die Zuständigkeit gemäß Z. 6 ist auch für
die Krankenversicherung der Pensionisten be-
stimmend; das gleiche gilt bei Pensionisten, die
nicht gleichzeitig Versicherte sind, für Leistungen
der Gesundheitsfürsorge und Rehabilitation.

(4) Ist die in Anwendung der Sonderregelung
des Abs. 3 gebührende Gesamtleistung oder die
allein gebührende Teilleistung geringer als die
Leistung, welche unter Außerachtlassung der
Sonderregelung nur aus einer der beteiligten Ver-
sicherungen gebühren würde, so ist zur Gesamt-
leistung ein Zuschlag in der Höhe des Unter-
schiedes der beiden Leistungen zu gewähren. Der
Unterschiedszuschlag gilt als Bestandteil des
Leistungsteiles des gemäß Abs. 3 Z. 6 zuständigen
Versicherungsträgers."

22. Dem § 74 ist folgender Satz anzufügen:
„Als erwerbsunfähig gilt ferner der (die) Ver-
sicherte,

a) der (die) das 55. Lebensjahr vollendet hat,
und

b) dessen (deren) persönliche Arbeitsleistung
zur Aufrechterhaltung des Betriebes not-
wendig war,

wenn er (sie) infolge von Krankheit oder anderen
Gebrechen oder Schwäche seiner (ihrer) körper-
lichen oder geistigen Kräfte dauernd außerstande
ist, einer selbständigen Erwerbstätigkeit nachzu-
gehen, die eine ähnliche Ausbildung sowie gleich-
wertige Kenntnisse und Fähigkeiten wie die
Erwerbstätigkeit erfordert, die der (die) Ver-
sicherte zuletzt durch mehr als 60 Kalender-
monate ausgeübt hat."

23. § 75 erster Satz hat zu lauten:

„Bei Witwen (Witwern), die den Betrieb des
versicherten Ehegatten (der versicherten Ehe-
gattin) fortgeführt haben, sind für einen An-
spruch auf Alters(Erwerbsunfähigkeits)pension
die Versicherungszeiten, die von diesem (dieser)
in der Pensionsversicherung nach diesem Bundes-
gesetz während des Bestandes der Ehe erworben
worden sind oder bei früherem Wirksamkeits-
beginn dieses Bundesgesetzes erworben worden
wären, den aus der eigenen Pensionsversicherung
der Witwe (des Witwers) erworbenen Versiche-
rungszeiten hinzuzurechnen, wenn die Witwe
(der Witwer) den Betrieb mindestens drei Jahre
fortgeführt hat."

24. Im § 77 Abs. 1 zweiter Satz ist der Aus-
druck „länger als drei Jahre" durch den Aus-
druck „mindestens drei Jahre" zu ersetzen.

25. Im § 83 Abs. 2 ist die Zitierung „(§ 66)"
durch die Zitierung „(§§ 66 bis 68)" zu ersetzen.

26. § 85 Abs. 3 wird aufgehoben.

27. Nach § 85 ist ein § 85 a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„ Z u s c h l a g z u r W i t w e n ( W i t w e r ) -
p e n s i o n

§ 85 a. (1) Zur Witwen(Witwer)pension ge-
bührt ein Zuschlag in der Höhe von 10 v. H.
der Witwen(Witwer)pension nach § 85. Der Zu-
schlag gilt, soweit nichts anderes bestimmt ist,
als Bestandteil der Pension.

(2) Der Zuschlag nach Abs. 1 vermindert sich
um sonstige Einkünfte im Sinne des Abs. 3, so-
weit diese im Monat das Doppelte des Betrages
übersteigen, um den sich jeweils der Richtsatz
nach § 89 Abs. 3 lit. a für die Ehegattin (den
erwerbsunfähigen Ehegatten) erhöht.

(3) Als sonstige Einkünfte gelten alle Bezüge
der (des) Pensionsberechtigten in Geld oder
Geldeswert, insbesondere derartige Bezüge aus
einem gegenwärtigen oder früheren Dienstver-
hältnis oder aus Unterhalts- oder Renten-
(Pensions)ansprüchen öffentlicher oder privater
Art, nach Abzug des zur Erzielung dieser Ein-
künfte notwendigen Aufwandes und abzüglich
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der nach § 90 Abs. 1 lit. b auf Grund von
gesetzlichen Unterhaltsverpflichtungen zu berück-
sichtigenden Beträge. Bei der Feststellung der
sonstigen Einkünfte bleiben außer Betracht:

a) die Ausgleichszulage nach § 92;

b) die Wohnungsbeihilfen nach dem Bundes-
gesetz vom 21. September 1951, BGBl.
Nr. 229, die Wohnbeihilfen nach dem
Wohnbauförderungsgesetz 1968, BGBl.
Nr. 280/1967, und von den Ländern oder
Gemeinden zur Erleichterung der Tragung
des Mietzinsaufwandes gewährte Beihilfen;

c) die Beihilfen nach den besonderen Vor-
schriften über den Familienlastenausgleich;

d) die Kinderzuschüsse und die Renten(Pen-
sions)sonderzahlungen aus der Sozialver-
sicherung sowie einmalige Geldleistungen;

e) die Einkünfte, die wegen des besonderen
körperlichen Zustandes der (des) Pensions-
berechtigten gewährt werden (Hilflosen-
zuschüsse, Blindenzulagen und dergleichen);

f) die Zuschläge nach Abs. 4 und nach § 80
Abs. 5;

g) zwei Drittel der nach dem Kriegsopferver-
sorgungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152, und
dem Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/
1947, gewährten Grund- und Elternrenten,
zwei Neuntel der nach dem Heeresversor-
gungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964, gewährten
Beschädigten- und Witwenrenten sowie
zwei Drittel der Elternrenten einschließlich
einer allfälligen Zusatzrente (§§ 23 Abs. 3,
33 Abs. 1 bzw. 44 Abs. 1 und 45 Heeres-
versorgungsgesetz);

h) Hinterbliebenenleistungen, die auf Grund
zwischenstaatlicher Verträge über Soziale
Sicherheit gewährt werden.

(4) Zur Witwen(Witwer)pension gebührt
Pensionsberechtigten, denen der Anspruch auf
eine Ausgleichszulage gemäß § 89 zusteht, ein
weiterer Zuschlag in der Höhe von 30 S monat-
lich, sofern nicht Wohnungsbeihilfe nach dem
Bundesgesetz über Wohnungsbeihilfen, BGBl.
Nr. 229/1951, gebührt."

28. § 87 hat zu lauten:

„ A u s m a ß d e r W a i s e n p e n s i o n

§ 87. Die Waisenpension beträgt für jedes
einfach verwaiste Kind 40 v. H., für jedes doppeil
verwaiste Kind 60 v. H. der Witwen(Witwer)-
pension, auf die nach dem verstorbenen Elternteil
Anspruch besteht oder bestünde; die Zuschläge
nach § 85 a sowie ein zu Witwen(Witwer)pension
gebührender Hilflosenzuschuß haben hiebei außer
Ansatz zu bleiben."

29. Im § 88 ist die Zitierung „§ 85 Abs. 3"
durch die Zitierung „§ 85 a Abs. 1 und 4" zu
ersetzen.

30. a) § 89 Abs. 2 lit. a hat zu lauten:
„a) die Wohnungsbeihilfen nach dem Bundes-

gesetz vom 21. September 1951, BGBl.
Nr. 229, die Wohnbeihilfen nach dem
Wohnbauförderungsgesetz 1968, BGBl.
Nr. 280/1967, und von den Ländern oder
Gemeinden zur Erleichterung der Tragung
des Mietzinsaufwandes gewährte Beihil-
fen;".

b) Im § 89 Abs. 2 lit. h ist der Ausdruck
„§ 85 Abs. 3" durch den Ausdruck „§ 85 a Abs. 4"
zu ersetzen.

c) § 89 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der

Bestimmungen des Abs. 4
a) für Pensionsberechtigte aus eigener

Pensionsversicherung 1333 S,
b) für Pensionsberechtigte auf Witwen-

(Witwer)pension 1333 S,
c) für Pensionsberechtigte auf Waisen-

pension
aa) bis zur Vollendung des 24. Le-

bensjahres 499 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 749 S,

bb) nach Vollendung des 24. Le-
bensjahres 885 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 1333 S.

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich für die Ehe-
gattin (den erwerbsunfähigen Ehegatten) um
518 S und für jedes Kind (§ 70) um 144 S,
sofern diese Personen überwiegend vom Pensions-
berechtigten erhalten werden."

31. § 98 hat zu lauten:
„ A l l g e m e i n e M a ß n a h m e n

§ 98. Der Träger der Pensionsversicherung nach
diesem Bundesgesetz kann Mittel aufwenden,
um durch allgemeine Maßnahmen und Maß-
nahmen im Einzelfall den Eintritt der Erwerbs-
unfähigkeit der Versicherten zu verhüten."

32. § 101 hat zu lauten:

„ V e r w e i g e r u n g d e s H e i l v e r f a h -
r e n s d u r c h d e n V e r s i c h e r t e n

§ 101. (1) Entzieht sich ein Versicherter oder
Pensionist ohne triftigen Grund dem vom Ver-
sicherungsträger eingeleiteten Heilverfahren (§ 99)
und würde eine Erwerbsunfähigkeit oder Hilf-
losigkeit durch das Heilverfahren voraussichtlich
abgewendet oder behoben werden, so können die
Pension und allfällige Zuschläge, Zuschüsse und
Zulagen auf Zeit ganz oder teilweise versagt
werden, wenn der Versicherte oder Pensionist auf
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diese Folge nachweislich hingewiesen worden ist.
Das gleiche gilt, wenn ein Versicherter oder
Pensionist durch sein Verhalten den Zweck des
Heilverfahrens gefährdet oder vereitelt.

(2) Für die Dauer der Versagung gebührt den
im Inland sich aufhaltenden Angehörigen, die
im Falle des Todes des Versicherten oder
Pensionisten Anspruch auf Hinterbliebenen-
pension hätten, eine Pension in der Höhe der
Hälfte der versagten Pension bzw. des versagten
Teiles der Pension mit Ausnahme allfälliger
Kinderzuschüsse, des Hilflosenzuschusses und der
Ausgleichszulage. Zu dieser Pension gebühren all-
fällige Kinderzuschüsse in der Höhe der ver-
sagten Kinderzuschüsse bzw. des versagten Teiles
dieser Zuschüsse. Der Anspruch steht in folgender
Reihenfolge zu: Ehegatte, Kinder. Den Leistungs-
ansprüchen der Hinterbliebenen nach dem Ab-
leben des Versicherten (Pensionisten) wird hie-
durch nicht vorgegriffen."

33. § 105 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Wird ein Pensionsberechtigter auf Kosten
eines Fürsorgeträgers in einem Alters(Siechen)-
heim oder Fürsorgeerziehungsheim, einer Heil-
und Pflegeanstalt für Nerven- und Geisteskranke,
einer Trinkerheilstätte oder einer ähnlichen Ein-
richtung verpflegt, so geht für die Zeit dieser
Anstaltspflege der Anspruch auf Pension (ein-
schließlich allfälliger Zulagen und Zuschläge) bis
zur Höhe der Verpflegskosten, höchstens jedoch
bis zu 80 v. H., wenn der Pensionsberechtigte
auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung für
den Unterhalt eines Angehörigen zu sorgen hat,
bis zu 50 v. H. dieses Anspruches auf den
Fürsorgeträger über. Der vom Anspruchsüber-
gang erfaßte Betrag vermindert sich für jeden
weiteren unterhaltsberechtigten Angehörigen um
je 10 v. H. dieses Anspruches. Wenn und soweit
die Verpflegskosten durch den vom Anspruchs-
übergang erfaßten Betrag noch nicht gedeckt
sind, geht auch ein allfälliger Anspruch auf Hilf-
losenzuschuß höchstens bis zu 80 v. H. auf den
Fürsorgeträger über. Die dem Pensionsberech-
tigten für seine Angehörigen zu belassenden Be-
träge können vom Versicherungsträger unmittel-
bar an die Angehörigen ausgezahlt werden."

34. Im § 129 Abs. 2 ist der Ausdruck „gesetz-
lichen Interessenvertretung" durch den Ausdruck
„gesetzlichen beruflichen Vertretung" zu ersetzen.

35. § 149 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Das Oberlandesgericht Wien hat auf An-
trag des Bundesministeriums für Justiz über
Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung, die
in rechtskräftigen Urteilen in Leistungssachen,
ausgenommen in Streitigkeiten über Ersatzan-
sprüche der Fürsorgeträger, nach diesem oder

einem anderen Sozialversicherungsgesetz verschie-
den entschieden worden sind, ein Gutachten zu
beschließen."

36. § 187 hat zu lauten:

„ M i t w i r k u n g v o n B e h ö r d e n , ge-
s e t z l i c h e n b e r u f l i c h e n V e r t r e -
t u n g e n u n d G e w e r b l i c h e n S e l b -

s t ä n d i g e n k r a n k e n k a s s e n

§ 187. Die Behörden der Finanzverwaltung,
die Behörden der Kriegsopferversorgung, die
gesetzlichen beruflichen Vertretungen der nach
diesem Bundesgesetz in der Pensionsversicherung
Pflichtversicherten und die Gewerblichen Selb-
ständigenkrankenkassen haben der Pensionsver-
sicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft auf
Anfrage alle Tatsachen aus ihrem Geschäfts-
bereich bekanntzugeben, die für die Pensions-
ansprüche aus der Pensionsversicherung nach
diesem Bundesgesetz von Bedeutung sind."

37. a) Im § 193 Abs. 1 zweiter Satz ist der
Ausdruck „länger als drei Jahre" durch den
Ausdruck „mindestens drei Jahre" zu ersetzen.

b) § 193 Abs. 2 lit. b hat zu lauten:
„b) für die verstorbene Person in einem Zeit-

raum von 120 Kalendermonaten unmittel-
bar vor dem Tode Zeiten nach Abs. 3
in der Mindestdauer von 60 Kalender-
monaten nachgewiesen werden und im Falle
der Übergangswitwen(Witwer)pension die
Witwe (der Witwer) im Zeitpunkt der
Antragstellung für mindestens drei unmün-
dige waisenpensionsberechtigte Kinder zu
sorgen hat oder im Zeitpunkt des Todes
des Ehegatten bereits das 40. Lebensjahr
vollendet hat, oder".

38. § 201 a hat zu lauten:

„ E r w e r b u n g v o n V e r s i c h e r u n g s -
z e i t e n b e i G e w ä h r u n g v o n s traf-

r e c h t l i c h e n E n t s c h ä d i g u n g e n

§ 201 a. Zeiten einer Anhaltung, in Ansehung
derer ein österreichisches Gericht rechtskräftig
einen Entschädigungsanspruch für strafgericht-
liche Anhaltung oder Verurteilung zuerkannt hat
und die nicht schon auf Grund anderer Be-
stimmungen als Versicherungszeiten erworben
wurden, gelten, sofern der Versicherte vor der
Anhaltung Beitragszeiten oder Ersatzzeiten in
der Pensionsversicherung nach diesem Bundes-
gesetz erworben hat, als Versicherungszeiten
dieser Pensionsversicherung. Hiebei gelten die vor
dem Zeitpunkt, ab dem von der betreffenden
Versichertengruppe (§ 2) erstmals Beiträge ent-
richtet werden konnten, gelegenen Anhaltungs-
zeiten als Ersatzzeiten und die nach diesem
Zeitpunkt gelegenen Anhaltungszeiten als Bei-
tragszeiten der Pflichtversicherung. Die auf diese
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Beitragszeiten entfallenden Beiträge hat der
Bund an den Versicherungsträger nach den je-
weils in Geltung gestandenen Vorschriften nach-
zuentrichten. Die Beitragsgrundlage ist unter
Zugrundelegung der letzten vor der Anhaltungs-
zeit in Betracht kommenden Einkünfte aus der
im § 62 Abs. 1 Z. 1 genannten Erwerbstätigkeit
zu ermitteln; § 69 Abs. 4 ist entsprechend anzu-
wenden. Für das Ausmaß der Beiträge gilt der
nach der zeitlichen Lagerung der Zeiten jeweils
in Betracht kommende Beitragssatz (§ 18 Abs. 1).
Als Beitragsgrundlage im Sinne des § 69 gilt
bei Beitragszeiten die für die Beitragsbemessung
herangezogene Beitragsgrundlage, bei Ersatz-
zeiten der auf den Versicherungsmonat entfal-
lende Teil der letzten vor der Anhaltungszeit
in Betracht kommenden Einkünfte des Versicher-
ten aus der im § 62 Abs. 1 Z. 1 angeführten
Erwerbstätigkeit."

Artikel II

Übergangs- und Schlußbestimmungen

(1) Personen, die am 31. Dezember 1969 nach
den in diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften
versichert waren, nach den Bestimmungen des
Art. I Z. 1 lit. a, b und c dieses Bundesgesetzes
aber nicht mehr pflichtversichert wären, bleiben
pflichtversichert, solange die Voraussetzungen,
welche die Pflichtversicherung nach den bisherigen
Vorschriften begründet haben, weiterhin zutref-
fen. Der Versicherte kann jedoch bis 31. Dezem-
ber 1970 beim Versicherungsträger den Antrag
stellen, aus der Pflichtversicherung ausgeschieden
zu werden.

(2) Werden auf Grund eines Antrages nach
Abs. 1 Personen aus der Pflichtversicherung aus-
geschieden, weil sie das 15. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, sind ihnen die bis zum
Ausscheiden geleisteten Beiträge zur Pflichtver-
sicherung aufgewertet zurückzuerstatten. Die
Aufwertung ist mit den Faktoren (§ 32 c des
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes) vorzunehmen, die im Jahre 1970
für die Jahre festgesetzt sind, in denen die
Beiträge entrichtet wurden. Mit der Rückerstat-
tung der Beiträge verlieren die bis zum Monat
der Antragstellung zurückgelegten Versicherungs-
zeiten jegliche Wirksamkeit. Über diese Rechts-
folgen ist der Antragsteller nachweislich zu be-
lehren.

(3) Personen, die am 31. Dezember 1969 nach
den in diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften
von der Pflichtversicherung ausgenommen waren,
nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
aber nicht mehr ausgenommen sind, haben sich
bis 30. Juni 1970 bei der Pensionsversicherungs-
anstalt der gewerblichen Wirtschaft anzumelden

und Erklärungen über ihre Einkünfte aus der
die Pensionsversicherung nach diesem Bundes-
gesetz begründenden Erwerbstätigkeit auf Grund
des letzten ihnen zugestellten rechtskräftigen
Einkommensteuerbescheides abzugeben.

(4) Wurden bei Personen, die vor dem 1. Jän-
ner 1970 in die Pflichtversicherung aufgenommen
worden sind, als Grundlage für die Bemessung
der Beiträge auch Einkünfte aus einer der im
Art. I Z. 1 lit. d dieses Bundesgesetzes ange-
führten Erwerbstätigkeiten herangezogen, so hat
es bei dieser Beitragsbemessung zu verbleiben,
sofern die Beiträge nach dieser Beitragsgrund-
lage entrichtet wurden.

(5) Für Pensionisten, die am 31. Dezember
1969 in der Pensionsversicherung freiwillig ver-
sichert sind, gilt der bescheidmäßig zuerkannte
Anspruch auf eine laufende Leistung aus einer
eigenen Pensionsversicherung nicht als Wegfall
der Voraussetzungen für die freiwillige Versiche-
rung.

(6) Tritt in der Person eines am 31. Dezember
1969 Pflichtversicherten nach diesem Zeitpunkt
der Ausnahmegrund des § 3 Abs. 1 Z. 7 des
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes ein, steht das Recht auf Weiter-
versicherung nach § 5 Abs. 1 des Gewerblichen
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetzes in
der Fassung des Art. I Z. 3 lit. a dieses Bundes-
gesetzes ungeachtet eines bescheidmäßig zuer-
kannten Anspruches auf eine laufende Leistung
aus einer eigenen gesetzlichen Pensionsversiche-
rung zu.

(7) § 32 e Abs. 4 des Gewerblichen Selbstän-
digen-Pensionsversicherungsgesetzes in der Fas-
sung des Art. I Z. 9 dieses Bundesgesetzes ist
auf Fälle, in denen der Stichtag für die ent-
zogene (erloschene) Pension vor dem 1. Jänner
1965 liegt, mit der Maßgabe anzuwenden, daß
vor der Vervielfachung mit dem Anpassungs-
faktor (den Anpassungsfaktoren) die Neubemes-
sungsvorschriften der 11. Novelle zum Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 302/1964, auf die Bemessungsgrundlage
entsprechend anzuwenden sind.

(8) Die Bestimmungen des Art. I Z. 10 dieses
Bundesgesetzes gelten auch für Pensionsansprüche,
wenn der Stichtag vor dem 1. Jänner 1970 liegt.
Die Leistung gebührt ab 1. Jänner 1970, wenn
der Antrag bis 30. Juni 1970 gestellt wird, sonst
mit dem auf die Antragstellung folgenden
Monatsersten.

(9) Die Bestimmungen des § 71 des Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgeset-
zes in der Fassung des Art. I Z. 21 dieses Bundes-
gesetzes gelten nur für Leistungen, bei denen
der Stichtag nach dem 31. Dezember 1970 liegt.
Sie gelten nicht für Leistungen aus dem Ver-
sicherungsfall des Todes, wenn der Stichtag zwar
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nach dem 31. Dezember 1970 liegt, aber im
Zeitpunkt des Todes ein Anspruch auf eine
Pension aus dem Versicherungsfall der dauernden
Erwerbsunfähigkeit oder des Alters aus der Zeit
vor dem 1. Jänner 1971 bestand oder ein solcher
Anspruch auf Grund eines vor dem 1. Jänner
1971 eingeleiteten Verfahrens nachträglich für
die Zeit bis zum Tod anerkannt wurde.

(10) Die Bestimmungen des § 83 Abs. 2 des
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z. 25
dieses Bundesgesetzes sind von Amts wegen auch
auf Leistungsansprüche anzuwenden, die am
1. Jänner 1970 bereits bestehen.

(11) Die Bestimmungen der §§ 85 a, 87 und 88
des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z. 27 bis
29 dieses Bundesgesetzes sind von Amts wegen
auch auf Leistungsansprüche anzuwenden, die am
30. Juni 1970 bereits bestehen.

(12) Der mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1971
vorzunehmenden Anpassung nach § 89 Abs. 4
des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 292/1957, sind die in
Art. I Z. 30 lit. c angeführten Beträge zugrunde
zu legen.

(13) Die auf Grund der Bestimmungen des
Art. I Z. 30 lit. a und c dieses Bundesgesetzes ge-
bührende Ausgleichszulage ist von Amts wegen
festzustellen.

(14) Die Bestimmungen des Art. I Z. 32 dieses
Bundesgesetzes sind ab 1. Jänner 1970 auch auf
Versicherungsfälle anzuwenden, in denen der
Stichtag vor dem 1. Jänner 1970 liegt.

(15) Personen, die erst auf Grund der Bestim-
mungen des Art. I Z. 37 dieses Bundesgesetzes
Anspruch auf eine Leistung aus der Pensionsver-
sicherung nach dem Gewerblichen Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetz erhalten, gebührt
diese Leistung ab 1. Jänner 1970, wenn der
Antrag bis längstens 31. Dezember 1970 gestellt
wird, sonst mit dem der Antragstellung folgen-
den Monatsersten.

(16) Für die am 31. Dezember 1965 nach § 5
des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes Weiterversicherten kann die Bei-
tragsgrundlage für jene Monate des Jahres 1966.
für die Beiträge entrichtet wurden, auf Antrag
bis auf 5850 S erhöht werden. Für die am 31. De-
zember 1966 nach § 5 des Gewerblichen Selb-
ständigen-Pensionsversicherungsgesetzes Weiter-
versicherten kann die Beitragsgrundlage für jene
Monate des Jahres 1967, für die Beiträge ent-
richtet wurden oder noch entrichtet werden, bis
auf 6300 S monatlich erhöht werden. Die Er-
höhung ist in beiden Fällen nur zulässig, wenn
der Versicherte ein der beantragten höheren Bei-

tragsgrundlage entsprechendes Gesamteinkom-
men nachweist. Anträge können nur bis längstens
31. Dezember 1970 bei sonstigem Ausschluß ge-
stellt werden. Die Beiträge gelten noch als wirk-
sam entrichtet, wenn sie innerhalb eines halben
Jahres nach Bewilligung des Antrages gezahlt
werden.

Artikel III

Wirksamkeitsbeginn

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit nichts
anderes bestimmt wird, am 1. Jänner 1970 in
Kraft.

(2) Es treten in Kraft:

a) rückwirkend mit 1. Juli 1958 die Bestim-
mung des Art. I Z. 37 lit. b;

b) rückwirkend mit 1. Mai 1965 die Bestim-
mung des Art. I Z. 9;

c) mit 1. Juli 1970 die Bestimmungen des
Art. I Z. 26 bis 29 und 30 lit. b und c;

d) mit 1. Jänner 1971 die Bestimmungen des
Art. I Z. 2 lit. b, 3 lit. f, 17, 18, 19, 21,
31 und 35.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
hinsichtlich der Bestimmungen des Art. I Z. 4
der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für soziale Verwaltung, hinsichtlich der
Bestimmungen des Art. I Z. 35 und des § 201 a
dritter Satz des Gewerblichen Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetzes in der Fassung des
Art. I Z. 38 dieses Bundesgesetzes der Bundes-
minister für Justiz im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für soziale Verwaltung, im
übrigen der Bundesminister für soziale Verwal-
tung betraut.

Jonas
Klaus Rehor Klecatsky Mitterer

448 . Bundesgesetz vom 27. November 1969,
mit dem das Landwirtschaftliche Zuschuß-
rentenversicherungsgesetz abgeändert wird
(14. Novelle zum Landwirtschaftlichen Zu-

schußrentenversicherungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Landwirtschaftliche Zuschußrentenver-
sicherungsgesetz, BGBl. Nr. 293/1957, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 95/1959,
BGBl. Nr. 167/1960, BGBl. Nr. 296/1960, BGBl.
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Nr. 15/1962, BGBl. Nr. 186/1963, BGBl. Nr. 322/
1963, BGBl. Nr. 303/1964, BGBl. Nr. 96/1965,
BGBl. Nr. 221/1965, BGBl. Nr. 311/1965, BGBl.
Nr. 69/1967, BGBl. N r . 8/1968, BGBl. Nr. 110/
1968 und BGBl. Nr. 18/1969 wird abgeändert
wie folgt:

1. Im § 5 Abs. 6 sind die Worte „länger als
drei Jahre" durch die Worte „mindestens drei
Jahre" zu ersetzen.

2. Dem § 25 ist folgender Satz anzufügen:

„Hiebei sind Beiträge, die als zu Ungebühr ent-
richtet rückgefordert wurden, nicht zu berück-
sichtigen."

3. Im § 41 Abs. 1 lit. b ist der Ausdruck
„10 v. H." durch den Ausdruck „20 v. H." zu
ersetzen.

4. § 45 a Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die Rentensonderzahlung (§ 52), die zu
im Monat Mai bezogenen Renten gebührt, ist
unpfändbar. Die Rentensonderzahlung, die zu
im Monat Oktober bezogenen Renten gebührt,
ist bis zu ihrem halben Ausmaß unpfändbar."

5. a) § 51 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Renten sind monatlich im vorhinein
auszuzahlen. Der Versicherungsträger kann die
Auszahlung auf einen anderen Tag als den Mo-
natsersten verlegen."

b) § 51 Abs. 2 wird aufgehoben.

6. § 52 hat zu lauten:

„ R e n t e n s o n d e r z a h l u n g e n

§ 52. (1) Zu Renten aus der landwirtschaft-
lichen Zuschußrentenversicherung, die in den
Monaten Mai beziehungsweise Oktober bezogen
werden, gebührt je eine Sonderzahlung.

(2) Wird die Rente einer anderen Person oder
Stelle als dem ehemals versicherten Berechtigten
(den berechtigten Hinterbliebenen) auf Grund
eines Anspruchsüberganges überwiesen, so wer-
den die Sonderzahlungen nur geleistet, wenn sie
dem Berechtigten ungeschmälert zukommen.

(3) Die Sonderzahlung gebührt in der Höhe
der für den Monat Mai beziehungsweise Oktober
ausgezahlten Rente einschließlich der Zuschüsse.

(4) Die Sonderzahlungen sind zu im Monat
Mai beziehungsweise Oktober laufenden Renten
in diesen Monaten, sonst zugleich mit der Auf-
nahme der laufenden Rentenzahlung flüssigzu-
machen.

(5) Ein schriftlicher Bescheid ist nur im Falle
der Ablehnung und auch dann nur auf Begehren
des Rentenberechtigten zu erteilen."

7. Dem § 68 ist folgender Satz anzufügen:

„Als erwerbsunfähig gilt ferner der (die) Ver-
sicherte,

a) der (die) das 55. Lebensjahr vollendet hat,
und

b) dessen (deren) persönliche Arbeitsleistung
zur Aufrechterhaltung des Betriebes not-
wendig war,

wenn er (sie) infolge von Krankheit oder anderen
Gebrechen oder Schwäche seiner (ihrer) körper-
lichen oder geistigen Kräfte dauernd außerstande
ist, einer selbständigen Erwerbstätigkeit nachzu-
gehen, die eine ähnliche Ausbildung sowie gleich-
wertige Kenntnisse und Fähigkeiten wie die Er-
werbstätigkeit erfordert, die der (die) Versicherte
zuletzt durch mehr als fünf Kalenderjahre ausge-
übt hat."

8. Im § 69 erster Satz sind die Worte „länger
als drei Jahre" durch die Worte „mindestens drei
Jahre" zu ersetzen.

9. Im § 71 Abs. 1 zweiter Satz sind die Worte
„länger als drei Jahre" durch die Worte „minde-
stens drei Jahre" zu ersetzen.

10. § 74 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Die Alters(Erwerbsunfähigkeits)zuschuß-
rente beträgt, wenn mindestens 35 Versicherungs-
jahre vorliegen, ab 1. Jänner 1970 monatlich
300 S, ab 1. Juli 1970 monatlich 356 S.

(2) Die Rente nach Abs. 1 beträgt monatlich

11. a) Im § 174 Abs. 1 drittletzter Satz sind
die Worte „länger als drei Jahre" durch die Worte
„mindestens drei Jahre" zu ersetzen.

b) § 174 Abs. 2 lit. b hat zu lauten:

„b) für die verstorbene Person in einem Zeit-
raum von zehn Kalenderjahren unmittel-
bar vor dem Tode Zeiten nach Abs. 3 in
der Mindestdauer von fünf Kalenderjahren
nachgewiesen werden und im Falle der
Übergangswitwen(witwer)rente die Witwe
(der Witwer) im Zeitpunkt der Antrag-
stellung für mindestens drei unmündige
waisenrentenberechtigte Kinder zu sorgen
hat oder im Zeitpunkt des Todes des Ehe-
gatten bereits das 40. Lebensjahr vollendet
hat, sofern dies für die Witwe (den Witwer)
günstiger ist."
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12. § 180 a hat zu lauten:

„ E r w e r b u n g v o n V e r s i c h e r u n g s z e i -
t e n b e i G e w ä h r u n g v o n s t r a f r e c h t -

l i c h e n E n t s c h ä d i g u n g e n

§ 180 a. Zeiten einer Anhaltung, in Ansehung
derer ein österreichisches Gericht rechtskräftig
einen Entschädigungsanspruch für strafgericht-
liche Anhaltung oder Verurteilung zuerkannt
hat und die nicht schon auf Grund anderer Be-
stimmungen als Versicherungszeiten erworben
wurden, gelten, sofern der Versicherte vor der
Anhaltung Beitragszeiten oder Ersatzzeiten in
der Zuschußrentenversicherung erworben hat,
als Versicherungszeiten dieser Zuschußrentenver-
sicherung. Hiebei gelten die vor dem 1. Jänner
1957 gelegenen Anhaltungszeiten als Ersatzzeiten
und die nach diesem Zeitpunkt gelegenen An-
haltungszeiten als Beitragszeiten der Pflichtver-
sicherung. Die auf diese Beitragszeiten entfallen-
den Beiträge hat der Bund an den Versicherungs-
träger nach den jeweils in Geltung gestandenen
Vorschriften nachzuentrichten."

Artikel II

Sonderbestimmungen über die landwirtschaft-
liche Zuschußrentenversicherung für das Jahr

1970

(1) Die Pflichtversicherung besteht für den ge-
samten Zeitraum vom 1. Jänner bis 30. Septem-
ber 1970.

1. für die nach § 2 Abs. 1 Z. 1 des Landwirt-
schaftlichen Zuschußrentenversicherungsgesetzes
pflichtversicherten Personen, wenn in dem ge-
samten Zeitraum durch mindestens sechs Monate
die Voraussetzungen des § 2 des genannten
Gesetzes gegeben sind, ohne daß ein Ausnahme-
grund nach § 3 des genannten Gesetzes vorliegt;

2. für die nach § 2 Abs. 1 Z. 2 des Landwirt-
schaftlichen Zuschußrentenversicherungsgesetzes
pflichtversicherten Familienangehörigen, wenn in
dem gesamten Zeitraum durch mindestens fünf
Monate die die Pflichtversicherung begründende
Tätigkeit ausgeübt wird, ohne daß ein Ausnahme-
grund nach § 3 Abs. 1 des genannten Gesetzes
vorliegt.

(2) Das Recht auf Weiterversicherung nach
§ 5 Abs. 2 des Landwirtschaftlichen Zuschußren-
tenversicherungsgesetzes kann nur bis spätestens
30. September 1970 geltend gemacht werden.
Die Weiterversicherung endet, außer mit dem
Wegfall der Voraussetzungen, wenn der Austritt
in der Zeit vom 1. Jänner 1970 bis 30. Septem-
ber 1970 erklärt worden ist, mit dem letztge-
nannten Zeitpunkt.

(3) Die im § 2 Abs. 1 Z. 1 des Landwirtschaft-
lichen Zuschußrentenversicherungsgesetzes ge-

nannten Personen haben die ihnen in dessen
§11 auferlegten Meldepflichten bis 30. Septem-
ber 1970 zu erfüllen. Bei Verstößen gegen diese
Meldepflicht ist § 15 des Bauern-Krankenver-
sicherungsgesetzes anzuwenden.

(4) Im Jahre 1970 ist ein Beitrag nach § 19
des Landwirtschaftlichen Zuschußrentenversiche-
rungsgesetzes nur für die Monate Jänner bis ein-
schließlich September zu leisten. Er beträgt

1. für jeden nach § 2 Abs. 1 Z. 1 des genannten
Gesetzes Pflichtversicherten 500 S;

2. für jeden nach § 2 Abs. 1 Z. 2 des genannten
Gesetzes pflichtversicherten Familienangehörigen
250 S.
Diese Beiträge sind am 31. Oktober 1970
fällig. Im übrigen gelten für diese Beiträge un-
beschadet des Abs. 5 die Bestimmungen des § 20
Abs. 4 und der §§ 21 bis 27 des Bauern-Kranken-
versicherungsgesetzes entsprechend.

(5) Personen, die auf gemeinsame Rechnung
einen Betrieb führen, haften zur ungeteilten
Hand für die anläßlich dieser Betriebsführung
auflaufenden Beiträge nach Abs. 4, gleichviel, ob
sie die Arbeiten nach einem einheitlichen Plan
gemeinsam durchführen (Mitunternehmer) oder
ob jeder von ihnen einen bestimmten Teil der
gesamten Arbeiten selbständig durchführt (Teil-
unternehmer).

(6) Im Jahre 1970 ist ein Beitrag nach § 24
und § 173 Abs. 3 des Landwirtschaftlichen Zu-
schußrentenversicherungsgesetzes nur für die Mo-
nate Jänner bis einschließlich September zu lei-
sten. Er beträgt für Personen

1. die eine nach § 2 Abs. 1 Z. 1 des genannten
Gesetzes begründete Pflichtversicherung fortset-
zen, 1000 S,

2. die eine nach § 2 Abs. 1 Z. 2 des genannten
Gesetzes begründete Pflichtversicherung fortset-
zen, 500 S,

3. die gemäß § 173 des genannten Gesetzes
selbstversichert sind, 1000 S.
Diese Beiträge sind je zur Hälfte am 30. April
und am 30. September 1970 fällig und im Laufe
des der Fälligkeit folgenden Monates unaufge-
fordert an den Träger, der landwirtschaftlichen
Zuschußrentenversicherung einzuzahlen.

(7) Der Bund hat zur landwirtschaftlichen Zu-
schußrentenversicherung für das Geschäftsjahr
1970 einen Bundesbeitrag in der Höhe von
725'5 Millionen Schilling zu leisten.

(8) Der dem Träger der landwirtschaftlichen
Zuschußrentenversicherung gebührende Beitrag
des Bundes ist in den Monaten April und Sep-
tember mit einem Betrag in der Höhe des vor-
aussichtlichen Aufwandes der in den folgenden
Monaten zur Auszahlung gelangenden Renten-
sonderzahlung zu bevorschussen. Der restliche
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Beitrag des Bundes ist monatlich im erforder-
lichen Ausmaß, nach Tunlichkeit mit je einem
Zwölftel, zu bevorschussen.

Artikel III

Übergangs- und Schlußbestimmungen

(1) Personen, die erst auf Grund der Bestim-
mungen des Art. I Z. 11 lit. b Anspruch auf eine
Leistung aus der landwirtschaftlichen Zuschuß-
rentenversicherung erhalten, gebührt diese Lei-
stung ab 1. Jänner 1970, wenn der Antrag bis
längstens 31. Dezember 1970 gestellt wird, sonst
mit dem der Antragstellung folgenden Monats-
ersten.

(2) Ist die in Anwendung der Sonderregelung
bei Vorliegen von Versicherungszeiten in mehre-
ren Renten(Pensions)versicherungen gebührende
Gesamtleistung geringer als die Leistung, welche
unter Außerachtlassung der Sonderregelung nur
aus einer der beteiligten Versicherungen gebüh-
ren würde, so ist zur Gesamtleistung ein Zu-
schlag in der Höhe des Unterschiedes der beiden
Leistungen zu gewähren.

(3) Die Bestimmungen des Abs. 2 sind auf An-
trag auch anzuwenden, wenn der Stichtag vor
dem 1. Jänner 1970 liegt. In diesen Fällen ge-
bührt der Zuschlag ab 1. Jänner 1970, wenn der
Antrag bis 31. Dezember 1970 gestellt wird,
sonst ab dem auf die Antragstellung folgenden
Monatsersten.

Artikel IV

Wirksamkeitsbeginn

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, sofern nichts
anderes bestimmt wird, mit 1. Jänner 1970 in
Kraft.

(2) Es treten in Kraft:

a) rückwirkend mit 1. Jänner 1967 die Be-
stimmungen des Art. 1 Z. 2;

b) mit 1. April 1970 die Bestimmungen des
Art. I Z. 5;

c) mit 1. Juli 1970 die Bestimmungen des
Art. I Z. 3.

Artikel V

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
hinsichtlich des § 180 a letzter Satz des Land-
wirtschaftlichen Zuschußrentenversicherungsge-
setzes in der Fassung des Art. 1 Z. 12 der Bundes-
minister für Justiz im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für soziale Verwaltung, hinsicht-

lich des Art. II Abs. 7 und 8 der Bundesminister
für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für soziale Verwaltung, hinsichtlich der
übrigen Bestimmungen der Bundesminister für
soziale Verwaltung betraut.

Jonas
Klaus Rehor Klecatsky Koren

4 4 9 . Bundesgesetz vom 27. November
1969, mit dem das Bauern-Krankenversiche-
rungsgesetz abgeändert wird (3. Novelle zum

Bauern-Krankenversicherungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bauern-Krankenversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 219/1965, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 256/1967 und BGBl. Nr. 19/1969,
wird abgeändert wie folgt:

1. § 1 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dieses Bundesgesetz regelt die Kranken-
versicherung der im Inland in der Land- und
Forstwirtschaft selbständig erwerbstätigen Per-
sonen, ihrer mittätigen Angehörigen und der
Bezieher einer Pension (Rente) aus der Pensions-
versicherung der Bauern."

2. a) § 2 Abs. 1 Z. 2 und 3 hat zu lauten:

„2. die Kinder, Enkel, Wahl- und Stiefkinder
sowie die Schwiegerkinder einer in Z. 1 genann-
ten Person, alle diese, wenn sie hauptberuflich in
diesem Betrieb beschäftigt sind und ihren Lebens-
unterhalt überwiegend aus dem Ertrag dieses
Betriebes bestreiten;

3. die Bezieher einer Pension (Rente) aus der
Pensionsversicherung der Bauern, wenn und
solange sie sich im Inland aufhalten."

b) § 2 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Pflichtversicherung besteht für die im
Abs. 1 Z. 1 bezeichneten Personen nur, wenn
der nach dem Bewertungsgesetz 1955, BGBl.
Nr. 148, in der jeweils geltenden Fassung fest-
gestellte Einheitswert des land(forst)wirtschaft-
lichen Betriebes den Betrag von 12.000 S über-
steigt. Handelt es sich jedoch um einen land-
(forst)wirtschaftlichen Betrieb, dessen Einheits-
wert den Betrag von 12.000 S nicht übersteigt
oder für den von den Finanzbehörden ein Ein-
heitswert des land(forst)wirtschaftlichen Ver-
mögens gemäß §§ 29 bis 50 des Bewertungs-
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gesetzes nicht festgestellt wird, so besteht die
Pflichtversicherung für die betreffenden Perso-
nen, vorausgesetzt, daß sie aus dem Ertrag des
Betriebes überwiegend ihren Lebensunterhalt
bestreiten. § 17 Abs. 2 und 10 ist entsprechend
anzuwenden."

3. a) § 4 Abs. 1 Z. 2 hat zu lauten:

„2. für die nach § 2 Abs. 1 Z. 3 pflichtver-
sicherten Personen, soweit im Abs. 2 nicht
anderes bestimmt wird, mit dem Tag, an dem der
Pensionist (Rentner) den Pensions(Renten)-
bescheid erhält, wenn jedoch die Pension (Rente)
erst später anfällt, mit dem Tag des Anfalles der
Pension (Rente);".

b) § 4 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Wurde ein Antrag auf Zuerkennung einer
Pension (Rente) gestellt, deren Bezug die Kran-
kenversicherung nach § 2 Abs. 1 Z. 3 begründet,
und liegt kein Ausnahmegrund nach § 3 vor, so
ist der Pensions(Renten)werber berechtigt, gleich-
zeitig oder nachher die Ausstellung einer Beschei-
nigung für die vorläufige Krankenversicherung
zu beantragen. Die Pensionsversicherungsanstalt
der Bauern hat nach pflichtgemäßem Ermessen
zu prüfen, ob die Zuerkennung einer Pension
(Rente) wahrscheinlich ist. Trifft dies zu, so hat
sie eine Bescheinigung darüber auszustellen, daß
die Krankenversicherung vorläufig mit dem Tag
beginnt, an dem der Pensionist (Rentner) die
Bescheinigung beantragt hat. Die Bescheinigung
ist sowohl dem Antragsteller als auch der Öster-
reichischen Bauernkrankenkasse zuzustellen. Die
Entscheidung des Versicherungsträgers über die
vorläufige Krankenversicherung kann durch ein
Rechtsmittel nicht angefochten werden."

c) § 4 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die Krankenversicherung der Pensionisten
(Rentner) endet mit dem Ablauf des Kalender-
monates, für den letztmalig eine Pension (Rente)
im Inland ausgezahlt wird. Die vorläufige Kran-
kenversicherung (Abs. 2) endet spätestens mit der
Zustellung des abweisenden Pensions(Renten)-
bescheides."

4. a) § 10 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die in § 2 Abs. 1 Z. 1 genannten Perso-
nen haben für sich selbst und für die in § 2
Abs. 1 Z. 2 bezeichneten Personen binnen einem
Monat nach Eintritt der Voraussetzungen für die
Pflichtversicherung beim Versicherungsträger eine
Anmeldung zu erstatten und die angemeldeten
Personen binnen einem Monat nach dem Ende

der Pflichtversicherung abzumelden. Der Ver-
sicherungsträger hat das Einlangen der Meldung
auf Verlangen des Meldepflichtigen zu bestätigen,
wenn der Vordruck für die Meldebestätigung
vom Meldepflichtigen ordnungsgemäß ausgefüllt
und freigemacht vorgelegt wird."

b) § 10 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die Pensionsversicherungsanstalt der
Bauern hat alle für den Beginn und das Ende
der Krankenversicherung des Pensionisten (Rent-
ners) maßgebenden Umstände sowie jede für
diese Versicherung bedeutsame Änderung dem
Versicherungsträger unverzüglich bekanntzu-
geben."

5. a) § 17 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Einreihung nach Abs. 1 lit. a sind in
den nachstehenden Fällen folgende Werte als Ein-
heitswerte zugrunde zu legen:

a) wenn der Pflichtversicherte mehrere land-
(forst)wirtschaftliche Betriebe führt, die
Summe der Einheitswerte aller Betriebe;

b) bei Verpachtung einer land(forst)wirt-
schaftlichen Fläche ein um den anteilsmäßi-
gen Ertragswert der verpachteten Fläche
verminderter Einheitswert;

c) bei Zupachtungen einer land(forst)wirt-
schaftlichen Fläche ein um zwei Drittel des
anteilsmäßigen Ertragswertes der gepachte-
ten Fläche erhöhter Einheitswert;

d) wenn der land(forst)wirtschaftliche Betrieb
zur Gänze gepachtet ist, ein um ein Drittel
verminderter Einheitswert".

b) § 17 Abs. 3 wird aufgehoben.

c) § 17 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Die gemäß § 2 Abs. 1 Z. 3 Pflichtver-
sicherten, mit Ausnahme der Bezieher einer
Waisenzuschußrente (Obergangswaisenrente),
haben einen Beitrag in der Höhe von 3 v. H. von
jeder zur Auszahlung gelangenden Rente (Ren-
tensonderzahlung) einschließlich der Zuschüsse zu
leisten. Der Beitrag beträgt mindestens 7 S. Der
Beitrag ist von der Landwirtschaftlichen Zuschuß-
rentenversicherungsanstalt einzubehalten und an
den Versicherungsträger bis zum Ende des Aus-
zahlungsmonates abzuführen."

d) § 17 Abs. 10 hat zu lauten:

„(10) Änderungen des Einheitswertes werden
für die Bemessung der Beiträge nach Abs. 2 lit. b
und c mit dem ersten Tag des Kalenderviertel-
jahres wirksam, das der Änderung folgt. Sonstige
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Änderungen des Einheitswertes werden mit dem
ersten Tag des Kalendervierteljahres wirksam, das
der Zustellung des Bescheides der Finanzbehörde
erster Instanz folgt."

6. § 17 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Die gemäß § 2 Abs. 1 Z. 3 Pflichtversicher-
ten, mit Ausnahme der Bezieher einer Waisen-
pension (Waisenzuschußrente), haben einen Bei-
trag zu leisten. Der Beitrag beträgt

a) 3 v. H. von jeder zur Auszahlung gelan-
genden Rente (Rentensonderzahlung),

b) 6 v. H. von jeder zur Auszahlung gelan-
genden Pension (Pensionssonderzahlung).

Der Beitrag beträgt mindestens 7 S. Der Beitrag
ist von der Pensionsversicherungsanstalt der
Bauern einzubehalten und an den Versicherungs-
träger bis zum Ende des Auszahlungsmonates
abzuführen. Darüber hinaus hat die Pensionsver-
sicherungsanstalt der Bauern für diese Versicher-
ten einen Beitrag zur Krankenversicherung in der
Höhe von 2 v. H. von jeder zur Auszahlung
gelangenden Pension (Pensionssonderzahlung)
beziehungsweise Rente (Rentensonderzahlung)
zu entrichten. Zur Pension (Rente) sowie zur
Pensions(Renten)sonderzahlung zählen auch die
Zuschüsse, nicht jedoch die Ausgleichszulage. Die
Österreichische Bauernkrankenkasse ist berech-
tigt, die Verrechnung und Abfuhr der für sie
bestimmten Beiträge bei der Pensionsversiche-
rungsanstalt der Bauern zu überprüfen und bei
dieser während der Geschäftsstunden in alle
bezüglichen Bücher und sonstigen Aufzeichnun-
gen durch Beauftragte Einsicht zu nehmen."

7. § 18 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Ab dem Jahre 1968 leistet der Bund zur
Krankenversicherung nach diesem Bundesgesetz
für jedes Geschäftsjahr einen Beitrag in der Höhe
der Summe der in diesem Geschäftsjahr ein-
gezahlten Beiträge gemäß § 17. In dieser Summe
sind jedoch Beiträge, die als zu Ungebühr ent-
richtet rückgefordert wurden, nicht zu berück-
sichtigen."

8. § 18 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Ab dem Jahre 1968 leistet der Bund zur
Krankenversicherung nach diesem Bundesgesetz
für jedes Geschäftsjahr einen Beitrag in der Höhe
der Summe der in diesem Geschäftsjahr ein-
gezahlten Beiträge gemäß § 17. In dieser Summe
sind jedoch Beiträge, die als zu Ungebühr ent-
richtet rückgefordert wurden, und Beiträge der
Pensionsversicherungsanstalt der Bauern zur
Krankenversicherung gemäß § 17 Abs. 6 nicht zu
berücksichtigen."

9. § 19 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Beiträge sind, sofern im folgenden
nichts anderes bestimmt wird, für die Dauer der
Versicherung zu leisten. Für den Kalendermonat,
in dem die Pflichtversicherung bis einschließlich
15. dieses Monates beginnt oder nach dem 15.
endet, ist der volle Beitrag zu leisten. Beginnt die
Pflichtversicherung nach dem 15., beginnt die
Beitragspflicht mit dem folgenden Kalender-
monat. Endet die Pflichtversicherung am 15. oder
vorher, so endet die Beitragspflicht mit dem vor-
angegangenen Kalendermonat."

10. § 47 hat zu lauten:

„ S o n d e r r e g e l u n g f ü r P e n s i o n i s t e n
( R e n t n e r )

§ 47. Ist der Pensionist beziehungsweise Rent-
ner (§ 2 Abs. 1 Z. 3) oder ein Angehöriger des
Pensionisten beziehungsweise Rentners (§ 46) in
einer Versorgungsanstalt oder in einer Anstalt
der Allgemeinen Fürsorge, in der er im Rahmen
seiner gesamten Betreuung Krankenbehandlung
erhält, untergebracht, so besteht während der
Dauer dieser Unterbringung für seine Person
kein Anspruch auf die Leistungen aus der Kran-
kenversicherung. Dies gilt nicht für den An-
spruch auf Sterbegeld."

11. a) § 67 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Beim Tode des Versicherten oder eines
Angehörigen (§ 46) wird Sterbegeld gewährt. Es
beträgt beim Tode des Versicherten (§ 2 Abs. 1
Z. 1 und 2) und beim Tode des als Angehöriger
geltenden Ehegatten (§ 46 Abs. 2 Z. 1) das Fünf-
zehnfache, beim Tod eines sonstigen Angehöri-
gen das Zehnfache des letzten vor Eintritt des
Versicherungsfalles fällig gewordenen Monatsbei-
trages."

b) § 67 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Beim Tod eines nach § 2 Abs. 1 Z. 3 Ver-
sicherten und beim Tod eines seiner Angehöri-
gen (§ 46) beträgt das Sterbegeld das Einfache der
monatlichen Pension (Rente) einschließlich einer
allfälligen Ausgleichszulage, jedoch ohne Zu-
schüsse und ohne Berücksichtigung von Kür-
zungs- und Ruhensbestimmungen."

c) § 67 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Das Sterbegeld gebührt in den Fällen des
Abs. 1 und 2 mindestens im Ausmaß des jeweili-
gen Richtsatzes für alleinstehende Pensions-
berechtigte aus eigener Pensionsversicherung
(§ 85 Abs. 4 lit. a des Bauern-Pensionsversiche-
rungsgesetzes), es darf 2700 S nicht übersteigen."
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d) Im § 67 erhalten die Abs. 3 bis 5 die Be-
zeichnung 4 bis 6. Im Abs. 5 (neu) ist die Zitie-
rung „Abs. 3" durch die Zitierung „Abs. 4" zu
ersetzen.

12. § 73 hat zu lauten:

„ E r s a t z a n s p r ü c h e im V e r h ä l t n i s
z w i s c h e n d e r Ö s t e r r e i c h i s c h e n
B a u e r n k r a n k e n k a s s e u n d d e r P e n -

s i o n s v e r s i c h e r u n g s a n s t a l t d e r
B a u e r n

§ 73. Gewährt die Pensionsversicherungsanstalt
der Bauern ein Heilverfahren, dessen Durchfüh-
rung sie nicht gemäß § 97 des Bauern-Pensions-
versicherungsgesetzes der Österreichischen
Bauernkrankenkasse überträgt, so hat dieser Ver-
sicherungsträger der Pensionsversicherungsanstalt
der Bauern die ausgewiesenen tatsächlichen
Kosten eines solchen Heilverfahrens zu ersetzen,
soweit die im Rahmen des Heilverfahrens ge-
währten Leistungen nicht über das hinausgehen,
wozu die Österreichische Bauernkrankenkasse
verpflichtet ist."

13. § 74 hat zu lauten:

„ G e l t e n d m a c h u n g d e r E r s a t z -
a n s p r ü c h e

§ 74. Die Ersatzansprüche der Versicherungs-
träger nach den §§ 70 bis 73 sind bei sonstigem
Verlust des Anspruches binnen sechs Monaten,
sonstige Ersatzansprüche binnen sechs Jahren von
dem Tag an geltend zu machen, an dem der Ver-
sicherungsträger die letzte Leistung erbracht hat."

14. § 134 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Das Oberlandesgericht Wien hat auf An-
trag des Bundesministeriums für Justiz über
Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung, die
in rechtskräftigen Urteilen in Leistungssachen,
ausgenommen in Streitigkeiten über Ersatz-
ansprüche der Fürsorgeträger, nach diesem oder
einem anderen Sozialversicherungsgesetz verschie-
den entschieden worden sind, ein Gutachten zu
beschließen."

15. § 141 hat zu lauten:

„ W i r k u n g d e r B e s c h e i d e des V e r -
s i c h e r u n g s t r ä g e r s in a n d e r e n Ver -

s i c h e r u n g e n

§ .141. Hat der Versicherungsträger einen Be-
scheid in einer Angelegenheit erlassen, welche die

Pensionsversicherung der Bauern betrifft, so hat
die Pensionsversicherungsanstalt der Bauern im
Verfahren vor den Verwaltungsbehörden über
diese Bescheide Parteistellung."

16. Der Abschnitt VII des Sechsten Teiles hat
zu lauten:

„ABSCHNITT VII

V e r g ü t u n g d e r K o s t e n d e r M i t w i r -
k u n g an d e r D u r c h f ü h r u n g d e r P e n -

s i o n s v e r s i c h e r u n g d e r B a u e r n

§ 177. Die Österreichische Bauernkrankenkasse
erhält zur Abgeltung der Kosten, die ihr aus der
Mitwirkung an der Durchführung der Pensions-
versicherung der Bauern erwachsen, eine Ver-
gütung, deren Höhe das Bundesministerium für
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen nach Anhörung
der Pensionsversicherungsanstalt der Bauern und
des Hauptverbandes der österreichischen Sozial-
versicherungsträger festsetzt."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, sofern nichts
anderes bestimmt wird, mit 1. Jänner 1971 in
Kraft.

(2) Es treten in Kraft:

a) rückwirkend mit 30. Juli 1965 die Bestim-
mungen des Art. I Z. 13;

b) rückwirkend mit 1. Jänner 1968 die Be-
stimmungen des Art. I Z. 7;

c) mit 1. Jänner 1970 die Bestimmungen des
Art. I Z. 5 lit. c;

d) mit 1. Oktober 1970 die Bestimmungen des
§ 2 Abs. 1 Z. 2 des Bauern-Krankenver-
sicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I
Z. 2 lit. a sowie die Bestimmungen des
Art. I Z. 2 lit. b, Z. 4 lit. a und Z. 5 lit. a,
b und d.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
hinsichtlich der Bestimmungen des Art. I Z. 14
der Bundesminister für Justiz im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für soziale Verwaltung,
im übrigen der Bundesminister für soziale Ver-
waltung betraut.

Jonas
Klaus Rehor Klecatsky
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4 5 0 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 2. November 1969
über die Ausbildung zum Facharzt für nicht-

klinische Medizin

Auf Grund des Ärztegesetzes, BGBl. Nr. 92/
1949, in der Fassung der Ärztegesetznovelle 1964,
wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Unterricht verordnet:

§ 1. Personen, die die im § 2 Abs. 2 des Ärzte-
gesetzes angeführten Erfordernisse erfüllen und
beabsichtigen, sich einem Teilgebiet der Heil-
kunde als nichtklinischem Sonderfach zur selb-
ständigen Betätigung als Facharzt zuzuwenden,
haben sich nach Maßgabe der Vorschriften dieser
Verordnung einer mindestens sechsjährigen prak-
tischen Ausbildung zu unterziehen.

Nichtklinische Sonderfächer

§ 2. Als nichtklinische Sonderfächer im Sinne
dieser Verordnung gelten:

a) nichtklinische Lehrfächer, die an der medi-
zinischen Fakultät einer Universität in der
Republik Österreich vorgetragen werden,

b) medizinische und chemische Labor-
diagnostik,

c) mikrobiologisch-serologische Labordiagno-
stik.

Dauer und Art der Ausbildung

§ 3. Die Ausbildung hat zu umfassen:

a) eine einjährige Ausbildung in einem oder
mehreren klinischen Sonderfächern, davon
mindestens sechs Monate im Sonderfach In-
nere Medizin,

b) eine vierjährige Ausbildung im angestreb-
ten nichtklinischen Sonderfach (§ 2), sowie

c) eine einjährige Ausbildung in einem der
nichtklinischen Sonderfächer (§ 2) ein-
schließlich des angestrebten Sonderfaches.

§ 4. (1) Die Ausbildung muß derart gestaltet
sein, daß dem in Ausbildung stehenden Arzt hin-
reichend Gelegenheit gegeben ist, sich umfassende
praktische Kenntnisse und Erfahrungen auf den
einschlägigen Fachgebieten anzueignen.

(2) Eine Unterbrechung der praktischen Aus-
bildung darf sechs Monate nicht überschreiten.
Eine längere Unterbrechung bedarf der Bewilli-
gung des Landeshauptmannes. Die Bewilligung ist
zu erteilen, wenn die Erreichung des Ausbildungs-
zweckes durch die Unterbrechung nicht gefährdet
ist. Eine Unterbrechung der praktischen Ausbil-
dung infolge Präsenzdienstleistung nach dem

Wehrgesetz, BGBl. Nr. 181/1955, sowie infolge
Karenzurlaubes nach dem Mutterschutzgesetz,
BGBl. Nr. 76/1957, gilt als begründete Unter-
brechung und bedarf keiner Bewilligung.

Ausbildungsstätten

§ 5. Ausbildungsstätten zum Facharzt für nicht-
klinische Medizin sind:

a) die medizinischen Universitätsinstitute und
die Untersuchungsanstalten der bundes-
staatlichen Sanitätsverwaltung sowie

b) die vom Bundesministerium für soziale
Verwaltung anerkannten medizinisch-wis-
senschaftlichen Anstalten und gleichartigen
organisatorisch mit Krankenanstalten ver-
bundenen Einrichtungen.

§ 6. (1) Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung hat medizinisch-wissenschaftliche Anstal-
ten und gleichartige, organisatorisch mit Kran-
kenanstalten verbundene Einrichtungen als Aus-
bildungsstätten für die Ausbildung zum Facharzt
eines nichtklinischen Sonderfaches anzuerkennen,
wenn diese

a) unmittelbar oder mittelbar der Unter-
suchung, Behandlung und Heilung Kranker
oder der Vorbeugung von Krankheiten
dienen,

b) von einem Facharzt geleitet sind, in dessen
Fachgebiet die in diesen Anstalten auszu-
führenden ärztlichen Tätigkeiten fallen und

c) über alle zur Erreichung des Ausbildungs-
zweckes erforderlichen fachlichen Einrich-
tungen und Geräte sowie über das erfor-
derliche Lehr- und Untersuchungsmaterial
verfügen.

(2) Gleichzeitig mit der Anerkennung hat das
Bundesministerium für soziale Verwaltung die
Zahl der Ausbildungsstellen festzusetzen. Die
Festsetzung der Zahl der Ausbildungsstellen hat
unter Bedachtnahme auf die zur Verfügung ste-
henden Ausbildungsplätze, den Umfang der Aus-
bildungseinrichtungen und die Anzahl der aus-
bildenden Ärzte zu erfolgen.

(3) Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung hat der Österreichischen Ärztekammer Ge-
legenheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) Die nach § 5 lit. b anerkannten medizinisch-
wissenschaftlichen Anstalten und gleichartigen
organisatorisch mit Krankenanstalten verbunde-
nen Einrichtungen hat das Bundesministerium für
soziale Verwaltung in ein Verzeichnis der aner-
kannten Ausbildungsstätten Österreichs aufzu-
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nehmen. Hiebei sind auch die Anzahl der fest-
gesetzten Ausbildungsstellen sowie sonstige
wesentliche Umstände, auf die sich die Anerken-
nung erstreckt, anzuführen.

Erfolgsnachweis

§ 7. Der Erfolgsnachweis über die zurückge-
legte Facharztausbildung ist durch Zeugnisse der
ausbildenden Ärzte zu erbringen. Die Zeugnisse
haben mindestens die Feststellung zu enthalten,
daß die Ausbildung in dem betreffenden Ausbil-
dungsfach in der vorgeschriebenen Art und Dauer
mit Erfolg zurückgelegt worden ist. Das Zeugnis
muß vom Leiter der Ausbildungsstätte gegenge-
zeichnet sein.

Berufsbezeichnung

§ 8. Die erfolgreich zurückgelegte Facharztaus-
bildung sowie die auf Grund derselben erfolgte
Eintragung in die Ärzteliste (§ 2 i des Ärzte-
gesetzes) berechtigen zur Führung der Berufsbe-

zeichnung „Facharzt für . . . " unter Beifügung des
entsprechenden Sonderfaches.

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 9. (1) Ärzte, die vor Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung eine Ausbildung im Sinne derselben oder
eine mindestens sechsjährige Ausbildung in einem
nichtklinischen Sonderfach (§ 2) zurückgelegt
haben, sind nach Eintragung in die Ärzteliste zur
Führung der Berufsbezeichnung „Facharzt
für . . . " unter Beifügung des entsprechenden
Sonderfaches berechtigt.

(2) Die Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 2. April 1948, BGBl.
Nr. 63, betreffend die Befugnis zur Vornahme
medizinisch-diagnostischer Untersuchungen und
die hiebei bei Arbeiten mit Krankheitserregern
zu beobachtenden Vorsichtsmaßnahmen, wird
durch diese Verordnung nicht berührt.

Rehor



3316


